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Grafik 17: Zustimmung zu Verschwörungstheorien 2012 und 2016, alle fünf Items 
zusammengefasst (in %)
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Neben dem Misstrauen in Institutionen als generelles Leitmotiv der öf-
fentlichen Debatte drückt ein Begriff  den rechtspopulistischen Protest 
auf  der Straße in besonderer Weise aus und ist zum Schlachtruf  der soge-
nannten Pegida-Bewegung geworden: der Begriff  »Lügenpresse«. Daher 
wurde den Probanden der »Mitte«-Studie 2016 die Frage vorgelegt, ob sie 
von der Lügenpresse sprechen würden, wenn sie an die Medienlandschaft 
in Deutschland denken. 14% bejahten das. 41,2% positionieren sich gegen 
diesen Begriff: In Westdeutschland liegt die Ablehnung dieser Aussage bei 
43,2% und damit um 10% höher als in Ostdeutschland (33,6%). In ganz 
Deutschland distanzieren sich also weniger als die Hälfte der Befragten 
von dem Begriff, beinahe die Hälfte signalisierte mit der Antwortkategorie 
»teils/teils« ihre Unentschiedenheit. 

An verschiedenen Stellen ist öffentlichkeitswirksam auf  die national-
sozialistische Provenienz des Begriffs hingewiesen worden, beispielswei-
se durch die Ernennung als »Unwort des Jahres 2014«. Begründet wird 
die Diffamierung der Medien meist mit »der« Ukraineberichterstattung in 
»den etablierten Medien« im Jahr 2014, die als einseitig gegen Russland ge-
richtet interpretiert wurde. Längst geht es aber um ein manifestes Vorur-
teil, die Medien würden grundsätzlich nicht objektiv berichten. Die hohe 
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Zustimmung ist nicht nur mit dem (fehlenden) Vertrauen in Institutionen 
zusammenzubringen, sondern auch mit der weiten Verbreitung von Ver-
schwörungstheorien. 

Grafik 18: Einstellung zu den Medien (in %)
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Seit Herbst 2014 hat die von Beginn an offen asyl- und islamfeindliche Pe-
gida-Bewegung (Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abend-
landes) stark auf  den politischen Diskurs und auf  die politische Kultur in 
Deutschland ausgestrahlt. Offenbar traf  die Initiative auf  »fruchtbaren 
Boden« bei vielen Menschen, die ihre Ansichten in den von Pegida in den 
Diskurs getragenen rechten Positionen wiederfanden (siehe dazu die in 
Kap. 2 dargestellten Ergebnisse zu den politischen Einstellungen insbe-
sondere gegenüber Muslimen/Muslimas und Geflüchteten). Die bereits 
thematisierte Frustration mit dem politischen System und (sinkendes) 
Vertrauen in die Institutionen sind ebenfalls Themen, die Pegida aufgreift. 
Pegida antwortet auf  einen »Wunsch nach Autorität« (Kiess, 2015) und 
schafft es zumindest in Dresden, über das (sozioökonomische) Potenzial 
bisheriger rechtsextremer Demonstrationen hinaus zu mobilisieren. Neu 
dabei ist, dass rechtsextreme Positionen nun offen artikuliert werden.
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Vor diesem Hintergrund haben wir in die vorliegende Studie eine Fra-
ge dazu aufgenommen, wie die Befragten zu Pegida und ihren Ablegern 
stehen (Grafik 19). Insgesamt lehnten 50,3% die Ziele dieser Bewegung 
ab: 53,2% in West- und 39,6% in Ostdeutschland. 9,5% gaben an, diese 
nicht zu kennen, 17,4% antworteten mit »teils/teils«. Mit 22,7% teilt al-
lerdings fast ein Viertel der Befragten die Ziele von Pegida »vollkommen« 
(25,4% im Osten, 22% im Westen). Dieses Ergebnis zeigt, dass die lange 
schon vorhandene und über einen langen Zeitraum unter anderem durch 
die Leipziger »Mitte«-Studien nachgewiesene rechtsextreme Einstellung 
inzwischen verstärkt auf  die Straße getragen wird, was von einem nicht 
unerheblichen Anteil der Bevölkerung unterstützt wird. Kapitel 4 geht auf  
dieses Thema ausführlicher ein.

Grafik 19: Einstellung zu Pegida (in %)
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Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das Misstrauen in Institu-
tionen, insbesondere gegenüber intermediären Organisationen wie den 
Parteien und den Medien (Stichwort »Lügenpresse«) eine große Heraus-
forderung darstellt. Der Legitimationsverlust von etablierten Parteien und 
Institutionen ist ein entscheidender Faktor für den Erfolg von rechtspopu-
listischen und rechtsextremen Bewegungen und Organisationen. Gleich-
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zeitig lässt der gesunkene Wert bei der Zustimmung zu Verschwörungs-
theorien auch hoffen: Die Auseinandersetzung mit ihnen kann durchaus 
positiv und über einen reinen Abwehrkampf  hinaus wirken. 
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Neben der Erfassung der rechtsextremen Einstellung ist die Analyse der 
aktuellen politischen Situation ein Schwerpunkt der diesjährigen »Mitte«-
Studie. Diese Situation ist gekennzeichnet durch die sogenannte Pegida-
Bewegung (Kap. 5), die Polarisierung der politischen Milieus (Kap.  4) 
und die Entstehung und Konsolidierung einer neuen Partei, die sich 
selbst im politischen Spektrum rechts verortet. In der Vergangenheit 
konnten rechtsextreme und rechtspopulistische Parteien – ob neu ge-
gründet oder mit langjähriger Tradition – keine Wahlerfolge erzielen, ob-
wohl das rechtsextreme Einstellungspotential, wie es die »Mitte«-Studien 
seit Jahren ausweisen, kontinuierlich vorhanden war. Die Wählerinnen 
und Wähler mit rechtsextremer Einstellung waren stattdessen über Jahre 
vor allem an die beiden großen demokratischen Parteien SPD und CDU 
gebunden. 

Mit diesem Kapitel schließen wir an eine Analyse aus der letzten 
»Mitte«-Studie an. Auf  Grundlage unserer Erhebung 2014 hatten wir 
AfD- und NPD-Anhängerinnen und -Anhänger verglichen, um einerseits 
Unterschiede zwischen den Parteien bzw. ihren jeweiligen Anhängerschaf-
ten herauszuarbeiten und andererseits die Erfolgsbedingungen der neuen 
Partei zu analysieren (Kiess et al., 2015). Die Wahlerfolge der AfD, so 
das damalige Ergebnis, sind auf  eine ganze Reihe von Gründen zurück-
zuführen (siehe auch Kap. 7): Auf  der einen Seite konnte die AfD ein 
Angebot für bestimmte Wählerinnen und Wähler schaffen, indem sie in 
relativ kurzer Zeit und auf  die Eurokrise reagierend eine funktionierende 
Organisation aufbaute. In der Debatte um Geflüchtete fand sie ein neues 
Thema, welches als Katalysator wirkte. Außerdem verfügt sie, so die Ein-
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schätzung nach der Bundestagswahl 2013, sowohl über fähiges Spitzenper-
sonal als auch finanzkräftige Geldgeber (Niedermayer, S. 2015, S. 89ff.). 
Auf  der anderen Seite, und dies zeigte die Analyse der Umfragedaten der 
letzten »Mitte«-Studie, liegt ihr Erfolg darin begründet, dass sie Milieus 
ansprechen konnte, die zwar antidemokratisch und/oder menschenfeind-
lich eingestellt sind, die bisher aber demokratische Parteien wählten. Für 
diese – sich selbst der »Mitte« zurechnenden – Milieus ist die NPD als 
offen rechtsextreme Partei nicht wählbar gewesen. Damit war also schon 
seit einiger Zeit (und vor der »Flüchtlingskrise«) klar, dass die AfD vor 
allem eine Konkurrenz für die »etablierten« Parteien sein würde, weniger 
für die NPD. 

Entlang der grundsätzlichen Unterscheidung zwischen Einstellungs- 
und Handlungsebene in der Rechtsextremismusforschung (Stöss, 2005, 
S. 25) lässt sich feststellen, dass bisher viele Personen rechtsextrem ein-
gestellt waren, aber nicht entsprechend handelten. Das hat sich nun ge-
ändert – die Einstellung führt zur Handlung. So gab ein großer Teil der 
rechtsextrem Eingestellten in den bisherigen Erhebungen der »Mitte«-
Studien an, eine der sogenannten etablierten Parteien wählen zu wollen; 
einige bekundeten sogar die Absicht, ihre Stimme der Linken zu geben. 
Dieses auf  den ersten Blick paradoxe Ergebnis lässt sich, neben fehlenden 
»wählbaren« Angeboten am rechten Rand, unter anderem mit der Binde-
kraft der großen demokratischen Parteien erklären. Sie konnten lange Zeit 
mit anderen relevanten Themen (z.B. Wirtschaftskompetenz) Legitimati-
on gewinnen und – als große Parteien – die autoritäre Orientierung durch 
Größe, Macht und Konventionalismus bedienen. Was passiert allerdings, 
wenn durch eine Verschiebung des Diskurses nach rechts »Alternativen« 
plötzlich »wählbar« werden, ein bestimmtes Thema, wie im letzten Jahr 
die »Flüchtlingsfrage«, die Auseinandersetzung dominiert und die Par-
teien Schwierigkeiten haben, ihre unterschiedlichen Wählerschichten zu 
binden? Der politikwissenschaftlichen Forschung folgend, lässt sich diese 
Situation als eine veränderte »diskursive Opportunitätsstruktur« (Giugni 
et al., 2005; Koopmans & Muis, 2009) deuten: Mit der Polarisierung der 
politischen Milieus (siehe Kap. 4) und der Verschiebung des politischen 
Diskurses nach rechts können rechtsextreme und rechtspopulistisch auf-
tretende Parteien nun Anhängerinnen und Anhänger mobilisieren, die bis-
her von rechten Parteien nicht erreicht werden konnten.
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In diesem Kapitel sollen zunächst die soziodemografischen Merkmale 
der Befragten nach Parteipräferenz dargestellt werden, dann werden die 
politischen Einstellungen nach Parteipräferenz ausführlich beschrieben. 
Damit werden die Wählerinnen und Wählern verschiedener Parteien mit-
einander verglichen, ebenso wie diejenigen, die nicht zur Wahl gehen oder 
ihre Wahlentscheidung noch nicht gefällt haben. Wegen der besonderen 
Situation liegt der Fokus bei der Interpretation auf  der AfD und ihren 
Potenzialen. 

Grundlage der folgenden Darstellung ist die »Sonntagsfrage«, die in 
der aktuellen Erhebung gestellt worden ist: »Wenn am nächsten Sonntag 
Bundestagswahlen wären, würden Sie wählen gehen und wenn ja, welche 
Parteien bekäme Ihre Stimme?« Damit werden neben den Wählerinnen 
und Wählern der Parteien auch diejenigen erfasst, die unentschlossen sind, 
ob sie überhaupt wählen gehen (»Wahlteilnahme unsicher«) und jene, die 
zwar wählen gehen wollen, aber noch nicht wissen, welche Partei (»Partei-
wahl unsicher«).

Soziodemografie und Parteipräferenz

Grafik 1 zeigt den Bildungsgrad der Wählerinnen und Wähler anhand der 
Hochschulreife. Den höchsten Anteil an Wählern mit Abitur haben die 
Grünen (40,7%), gefolgt von der Linken (35,9%) und der FDP (33,3%). 
Auch unter denen, die zwar zur Wahl gehen wollen, aber noch unentschie-
den sind, haben 28,9% als Bildungsabschluss mindestens das Abitur. Bei 
denen, die noch nicht wissen, ob sie wählen gehen wollen, sind es mit 18% 
weit weniger. Von den Nichtwählerinnen und Nichtwählern haben nicht 
einmal 10% das Abitur abgelegt – die Entscheidung, wählen zu gehen, 
hängt offenbar stark vom Bildungsgrad ab. Die Anhängerinnen und An-
hänger der AfD weisen einen deutlich unterdurchschnittlichen Bildungs-
grad auf. Im Jahr 2014 lag der Anteil der AfD-Wähler mit Abitur noch bei 
21,2% und ist 2016 auf  16,2% gesunken.
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Grafik 1: Parteipräferenz und Abitur (in %)
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Das Alter der Wählerinnen und Wähler ist im Durchschnitt bei den 
Unionsparteien am höchsten. Es folgen FDP, SPD und die Linke, wäh-
rend die Grünen die jüngste Anhängerschaft haben (Grafik 2). Die AfD-
Anhängerinnen und Anhänger sowie die Nichtwählerinnen und Nicht-
wähler sind ebenfalls relativ jung. Nur bei den AfD-Anhängerinnen und 
Anhängern beobachten wir eine deutliche Veränderung, denn das Durch-
schnittsalter ist von 50,6 (2014) auf  46,9 Jahre (2016) auffällig gesunken.

Auch beim Geschlecht zeigen sich deutliche Unterschiede in Bezug auf  
die Parteipräferenz (Grafik 3). Die AfD erfährt von Männern deutlich 
höheren Zuspruch als von Frauen, 64,2% der potenziellen AfD-Wähler 
sind männlich (2014: 65,4%). Bei den Grünen, den Nichtwählerinnen 
und Nichtwählern, den Befragten, die noch nicht wussten, ob sie an den 
nächsten Wahlen teilnehmen sowie denen, die sich noch für keine Partei 
entschieden hatten, überwiegt jeweils der Frauenanteil deutlich. Bei den 
übrigen Parteien ist das Verhältnis relativ ausgewogen.

Buch _Mitte-Studien_gekürzt_11-10-2016_bb.indd   70 11.10.2016   14:55:13



71

3. Politische Einstellungen und Parteipräferenz 

Grafik 2: Parteipräferenz und Durchschnittsalter (Mittelwert)
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Grafik 3: Parteipräferenz und Geschlecht (in %)
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Da in der Stichprobe nur wenige der Befragten andere Religionen als die 
beiden großen christlichen Konfessionen angaben, lässt sich die Religions-
zugehörigkeit in Verbindung mit der Parteipräferenz nur für diese und die 
Konfessionslosen darstellen (Grafik 4). Die SPD-Wählerinnen und -Wäh-
ler weisen den höchsten Anteil an evangelischen Christinnen und Christen 
auf, gefolgt von FDP und Grünen; die Unionsparteien werden hingegen 
von besonders vielen Katholikinnen und Katholiken gewählt. Der Anteil 
der Konfessionslosen ist bei den Wählern der Linken am höchsten. Bei 
der AfD zeigt sich wieder ein deutlicher Unterschied zu 2014, als 32,7% 
der AfD-Anhängerinnen und Anhänger angaben, konfessionslos zu sein, 
während es 2016 43% waren – der Anteil der Konfessionslosen ist hier 
also binnen zwei Jahren um fast 10% gestiegen. 

Grafik 4: Konfessionszugehörigkeit und Parteipräferenz (in %)
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Schließlich soll ein Blick auf  die Einkommenssituation nach Parteiprä-
ferenz der Befragten geworfen werden. Bei den Nichtwählerinnen und 
Nichtwählern ist der Anteil derer mit weniger als 1.250 Euro monatlichem 
Haushaltsnettoeinkommen am höchsten und der Anteil derer mit mehr 
als 2.500 Euro am geringsten. Ein ähnliches Bild ergibt sich bei denen, 
deren Wahlteilnahme unsicher ist. Diese Ergebnisse bestätigen die Annah-
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me, dass die Bereitschaft, wählen zu gehen, stark mit der Einkommens-
schicht zusammenhängt (vgl. Schäfer, 2013, 2014). Bei den bezüglich der 
Parteiwahl Unsicheren findet sich der höchste Anteil der Besserverdie-
nenden, die hingegen bei der Linken und der AfD unterrepräsentiert sind. 
Insgesamt gehören die AfD-Wählerinnen und Wähler eher nicht zu den 
Besserverdienenden, 2014 wiesen sie durchschnittlich noch ein höheres 
Einkommen auf.

Tabelle 1: Parteipräferenz und monatliches Haushaltseinkommen (in %)
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unter 1.250 € 18,7 29,5 13,4 16,0 13,6 13,2 18,1 23,1 27,2

1.250 € bis 
2.500 €

45,6 47,1 37,6 44,0 44,3 45,6 38,1 44,6 43,9

über 2.500 € 35,7 23,4 49,0 40,0 42,1 41,2 43,8 32,3 28,9

Politische Einstellung und Parteipräferenz

Nachdem die Parteipräferenz nach soziodemografischen Merkmalen auf-
geschlüsselt wurde, soll das Augenmerk nun den politischen Einstellungen 
gelten. Die ersten sechs Grafiken dieses Abschnitts geben die Zustim-
mung der Wählerinnen und Wähler der unterschiedlichen Parteien zu den 
Dimensionen rechtsextremer Einstellung wieder (zu den Dimensionen 
siehe Kap. 2). Dazu wurde die Summe für alle drei Aussagen je Dimension 
herangezogen: der Höchstwert liegt also bei 15, der Minimalwert bei drei. 
Je höher der Wert, desto stärker vertreten die Befragten die jeweilige Di-
mension der rechtsextremen Einstellung. 

Wie Grafik 5 zeigt, ist die durchschnittliche Zustimmung zu den drei 
Aussagen der Dimension »Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur« 
bei den Anhängerinnen und Anhängern der AfD am höchsten. Mit eini-
gem Abstand folgen die Nichtwählerinnen und Nichtwähler. Die gerings-
te Zustimmung zeigen die Wählerinnen und Wähler der Grünen. 
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Grafik 5: Zustimmung zur Dimension »Befürwortung einer rechtsautoritären  
Diktatur« und Parteipräferenz (Mittelwert)
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Das gleiche Bild zeigt sich bei der durchschnittlichen Zustimmung zu den 
drei Aussagen der Dimensionen Chauvinismus (Grafik 6), Ausländer-
feindlichkeit (Grafik 7) und Antisemitismus (Grafik 8).

Grafik 6: Zustimmung zur Dimension »Chauvinismus« und Parteipräferenz  
(Mittelwert)
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Grafik 7: Zustimmung zur Dimension »Ausländerfeindlichkeit« und Parteipräferenz 
(Mittelwert)
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Grafik 8: Zustimmung zur Dimension »Antisemitismus« und Parteipräferenz  
(Mittelwert) 
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Auch bei der Zustimmung zur Dimension »Sozialdarwinismus« (Grafik 9) 
ist die Polarisierung deutlich ausgeprägt: Wieder stimmen die Anhänge-
rinnen und Anhänger der AfD am stärksten zu, gefolgt von den Nicht-
wählerinnen und Nichtwählern. Die Anhängerinnen und Anhänger der 
Grünen, der Linken sowie der FDP sind durchschnittlich am wenigsten 
sozialdarwinistisch eingestellt.

Grafik 9: Zustimmung zur Dimension »Sozialdarwinismus« und Parteipräferenz  
(Mittelwert) 
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Schließlich erreichen die AfD-Anhängerinnen und -Anhänger auch in der 
Dimension »Verharmlosung des Nationalsozialismus« die höchsten Werte 
(Grafik 10). Am niedrigsten ist die Zustimmung hier bei der Anhänger-
schaft der FDP, die Unterschiede zu der der Grünen und der Linken sind 
aber auch hier wieder nur marginal. 
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Grafik 10: Zustimmung zur Dimension »Verharmlosung des Nationalsozialismus« 
und Parteipräferenz (Mittelwert)
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Für die Grafik 11 wurde der Wert der Zustimmung über alle 18 Aussa-
gen des Fragebogens zu rechtsextremen Einstellungen zusammengefasst 
(Maximalwert 90, Minimalwert 18). Die Zustimmung über alle Aussagen 
hinweg ist bei den AfD-Wählerinnen und -Wählern mit einem Wert von 
52,2 mit Abstand am höchsten. Bei der SPD und den Unionsparteien 
ergibt sich mit 37,3 und 37,1 fast derselbe Wert, den die Wählerinnen 
und Wähler der FDP (33,8), der Linken (32,9) und der Grünen (31) noch 
einmal deutlich unterschreiten. Durchgehend über alle Dimensionen und 
folglich auch in der Gesamtskala der rechtsextremen Einstellungen ist die 
Zustimmung der AfD-Anhängerinnen und Anhänger im Jahr 2016 höher 
als 2014. Zu vermuten ist einerseits, dass sich die Anhängerinnen und An-
hänger seit 2014 radikalisiert haben, andererseits, dass bisher Nichtwäh-
lende und bei anderen Parteien Untergekommene verstärkt das Angebot 
der AfD wahrnehmen.
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Grafik 11: Zustimmung zum Fragebogen rechtsextreme Einstellung und  
Parteipräferenz (Mittelwert)
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Für die Darstellung in Tabelle 2 wurde ermittelt, welche Partei die ma-
nifest rechtsextrem Eingestellten wählen würden. Manifest rechtsextrem 
eingestellt ist, wer durchschnittlich allen Aussagen im Fragebogen zur 
rechtsextremen Einstellung zustimmt (bei einem Summenwert von 54 
und einem maximalen Summenwert von 90 wurde der Cut-off-Wert von 
≥ 63 gewählt). 

Tabelle 2: Was wählen Rechtsextreme? Grenzwert > 63 (Gesamtdeutschland, in %)
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2016 (N = 106) 11,3 15,1 – 3,8 2,8 26,4 0,9 34,9 4,7

Konnten SPD und Unionsparteien 2014 zusammen noch knapp 50% der 
rechtsextrem Eingestellten an sich binden, sind es 2016 nur noch 26,4%. 
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Auch die Linke verliert diese Gruppe als Wählerinnen und Wähler. Die 
rechtsextrem Eingestellten sind vor allem zur AfD abgewandert: Gaben 
2014 nur 6,3% der rechtsextrem Eingestellten an, diese Partei wählen zu 
wollen, so waren es 2016 34,9%. Das Gros der neuen Wählerinnen und 
Wähler der AfD dürfte aber von SPD und CDU/CSU »zugewandert« sein.

Die Idee der Demokratie wird von den meisten Befragten positiv gesehen. 
Allerdings zeigen sich bei näherer Betrachtung und Aufschlüsselung nach 
Parteipräferenz doch einige Unterschiede (Grafik 12). Während bei den 
Wählerinnen und Wählern aller anderen Parteien die Zustimmung auf  ei-
ner sechsstufigen Skala (Antworten »sehr dafür« und »ziemlich dafür« zu-
sammengefasst) bei deutlich über 90% liegt, bei der FDP sogar bei 98%, 
sind es bei der AfD nur knapp unter 90% und bei den Nichtwählerinnen 
und Nichtwählern noch etwas weniger.

Grafik 12: Zustimmung zur Demokratie als Idee und Parteipräferenz (in %)

98 97,6 97,3 96,9 96,1 95,4 94,6
89,4 87,7

0

20

40

60

80

100

FDP Grüne CDU/
CSU

Linke Partei-
wahl

unsicher

Wahl-
teilnahme
unsicher

SPD AfD Nicht-
wähler

Fragt man nach der Demokratie wie sie in der Verfassung festgeschrie-
ben ist (Grafik 13), sinkt die Zustimmung bei den AfD-Wählerinnen und 
-Wählern auf  gut 50%, selbst die Nichtwählerinnen und Nichtwähler sind 
hier weniger skeptisch (63,7%). In dieser Grafik sind die zustimmenden 
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Antwortmöglichkeiten einer vierstufigen Skala (»eher zufrieden« und »sehr 
zufrieden« zusammengefasst) dargestellt. Waren sich die Anhängerinnen 
und Anhänger der Linken, der Grünen und der FDP bei der Ablehnung 
rechtsextremer Positionen und bei der Zustimmung zur Demokratie als 
Idee noch relativ einig (siehe oben), so bestehen offenbar Unterschiede, 
was die verfassungsmäßige Ausgestaltung angeht. Bei den Wählern der 
Linken sind hier nur zwei Drittel (67,9%) zufrieden, bei denen der FDP 
und der Grünen deutlich über 80%. 

Grafik 13: Zustimmung zur Demokratie, wie in der Verfassung festgelegt, und  
Parteipräferenz (in %)
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Auch in der folgenden Grafik sind die zustimmenden Antwortmöglichkei-
ten einer vierstufigen Skala (»eher zufrieden« und »sehr zufrieden« zusam-
mengefasst) dargestellt. Am zufriedensten mit dem Funktionieren der De-
mokratie in Deutschland (Grafik 14) sind mit 70,2% die Anhängerinnen 
und Anhänger der Union. Dagegen äußern sich weniger als die Hälfte der 
Wählerinnen und Wähler der Linken, der bei der Parteiwahl noch Unsi-
cheren sowie der Nichtwählerinnen und Nichtwähler auf  diese Frage zu-
frieden. Allerdings sind lediglich 11,1% der Anhängerinnen und Anhänger 
der AfD mit der Ausgestaltung der Demokratie einverstanden – offenbar 
wird die Wahlentscheidung dieser Gruppe von einem großen Unmut über 
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das demokratische System sowohl in seiner Verfasstheit als auch seinem 
tatsächlichen Funktionieren beeinflusst.

Grafik 14: Zustimmung zur Demokratie, wie sie tatsächlich funktioniert, und  
Parteipräferenz (in %)
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Auch für die Fragebögen zur Islamfeindschaft, zum Antiziganismus, zur 
Abwertung von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern sowie zur Homo-
phobie soll die Zustimmung für die einzelnen Wählergruppen dargestellt 
werden. Bei den AfD-Anhängerinnen und -Anhängern fühlen sich »durch 
die vielen Muslime« 85,9% »fremd im eigenen Land« (Grafik 15). Dieses 
Gefühl haben bei den Grünen nur 24,7%, bei SPD und CDU/CSU aber 
immerhin auch rund die Hälfte. 

Noch etwas deutlicher ist der Abstand zwischen der Anhängerschaft von 
AfD und den übrigen Parteien bei der Frage, ob die Zuwanderung spe-
ziell für Muslime untersagt werden sollte (Grafik 16). Für die beiden is-
lamfeindlichen Aussagen ist die Zustimmung unter den Wählerinnen und 
Wählern der AfD am stärksten, auch wenn diese Positionen durchaus 
auch bei denen der anderen Parteien teilweise Anklang finden. 
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Grafik 15: Zustimmung zur Aussage »Durch die vielen Muslime hier fühle ich mich 
manchmal wie ein Fremder im eigenen Land« und Parteipräferenz (in %)
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Grafik 16: Zustimmung zur Aussage »Muslimen sollte die Zuwanderung nach 
Deutschland untersagt werden« und Parteipräferenz (in %)
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Wie die Islamfeindschaft sind auch Vorurteile gegenüber Sinti und Roma 
bei AfD-Anhängerinnen und -Anhängern besonders ausgeprägt (Grafi-
ken 17–19). 84,8% der AfD-Wählerinnen und -Wähler hätten Probleme 
damit, wenn sich Sinti und Roma in ihrer Nähe aufhielten und 89% von 
ihnen schreiben Sinti und Roma eine Neigung zur Kriminalität zu. Aber 
auch bei den anderen Wählergruppen sind diese Vorurteile weit verbreitet. 
Selbst für rigide ordnungspolitische Maßnahmen – wie die Verbannung 
von Sinti und Roma aus den Innenstädten – findet sich eine hohe Zustim-
mung, mit Werten von nur knapp unter 50% bei FDP, SPD und Union. 
Nur bei den Wählerinnen und Wählern der Grünen und der Linken liegt 
die Zustimmung zu allen drei Aussagen deutlich unter 50%.

Grafik 17: Zustimmung zur Aussage »Ich hätte Probleme damit, wenn sich Sinti 
und Roma in meiner Gegend aufhalten« und Parteipräferenz (in %)
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Grafik 18: Zustimmung zur Aussage »Sinti und Roma neigen zur Kriminalität« und 
Parteipräferenz (in %)
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Grafik 19: Zustimmung zur Aussage »Sinti und Roma sollten aus den Innenstädten 
verbannt werden« und Parteipräferenz (in %)
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Das meistdiskutierte Thema der letzten Monate dürfte die Asylpolitik 
sein. Auch hier spielen Vorurteile eine wesentliche Rolle, nicht zuletzt 
auch für parteipolitische Positionierungen. Nur von die Anhängerinnen 
und Anhängern der Grünen wird die Aussage »Die meisten Asylbewer-
ber befürchten nicht wirklich, in ihrem Heimatland verfolgt zu werden« 
(Grafik 20) von einer Mehrheit abgelehnt, aber selbst unter ihnen stim-
men 36,1% zu. Bei der AfD liegt dieser Wert mit 88,4% am höchsten. Bei 
den übrigen Parteien stimmen durchgehend über 50% der Anhängerinnen 
und Anhänger zu.

Grafik 20: Zustimmung zur Aussage »Die meisten Asylbewerber befürchten nicht 
wirklich, in ihrem Heimatland verfolgt zu werden« und Parteipräferenz (in %)
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Die Abwertung von Homosexuellen findet wiederum bei AfD-Wähle-
rinnen und -Wählern die größte Zustimmung, allerdings ist diesmal der 
Abstand zu denen der Unionsparteien nur gering (Grafik 21) – die Frage 
nach der Eheschließung für gleichgeschlechtliche Paare beantworten die 
Anhängerinnen und Anhänger von CDU/CSU sogar noch ablehnender 
als die der AfD (Grafik 22). Nochmals sei darauf  hingewiesen, dass selbst 
bei den Liberalen und bei den Grünen durchaus Vorurteile gegenüber 
Homosexuellen nachweisbar sind. Am wenigsten Zustimmung findet die 
Aussage, Homosexualität sei unmoralisch (Grafik 23).
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Grafik 21: Zustimmung zur Aussage »Es ist ekelhaft, wenn Homosexuelle sich in 
der Öffentlichkeit küssen« und Parteipräferenz (in %)
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Grafik 22: Zustimmung zur Aussage »Ehen zwischen zwei Frauen bzw. zwischen 
zwei Männern sollten erlaubt sein« und Parteipräferenz (in %)
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Grafik 23: Zustimmung zur Aussage »Homosexualität ist unmoralisch« und  
Parteipräferenz (in %)
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Ein ähnliches Bild ergibt sich beim Sexismus (Grafik 24). Knapp 20% 
der Anhängerinnen und Anhänger der AfD stimmen den Aussagen im 
Sexismusfragebogen durchschnittlich zu, sind also sexistisch eingestellt 
(Zustimmungswerte zu den Einzelaussagen siehe Kap. 2). Bei FDP- und 
CDU/CSU-Wählerinnen und -Wählern sind ebenfalls höhere Werte von 
14% und 12,2% zu verzeichnen. Am wenigsten sexistisch sind mit 2,4% 
die Grünen-Wählerinnen und -Wähler.

Für die Selbstverortung der Befragten auf  der Links-rechts-Skala konnten 
Werte von 1 (ganz links) bis 10 (ganz rechts) gewählt werden. Die AfD-
Wählerinnen und Wähler positionierten sich im Durchschnitt deutlich 
rechts der Mitte (M = 6,6). Auch die übrigen Parteianhängerinnen und 
-anhänger verorteten sich durchschnittlich erwartungsgemäß (Grafik 25).
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Grafik 24: Sexismus und Parteipräferenz (in %)
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Grafik 25: Selbstverortung auf der Links-rechts-Skala und Parteipräferenz  
(Mittelwert)
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In die diesjährige »Mitte«-Studie wurden zwei Fragen aufgenommen, die 
auf  aktuelle politische Entwicklungen zurückgehen: eine zur »Lügenpres-
se« und eine zu den Pegidademonstrationen. Von »Lügenpresse« würden 
am ehesten AfD-Anhängerinnen und -Anhänger sprechen, nur 10,5% von 
ihnen lehnen diesen Begriff  ab (Grafik 26). Offenbar ist das Misstrauen 
gegenüber den Medien aber auch bei anderen Wählergruppen groß, wie 
der große Anteil an unentschiedenen Antworten (»teils/teils«) zeigt.

Grafik 26: Zustimmung zur Aussage »Wenn Sie an Zeitungen, Radio und Fernsehen 
in Deutschland denken, würden Sie persönlich dann von Lügenpresse sprechen 
oder nicht?« und Parteipräferenz (in %)
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70,4% der AfD-Anhängerinnen und -Anhänger befürworten die Ziele 
von Pegida und ähnlichen Organisationen (Grafik 27). Bei den Nichtwäh-
lerinnen und Nichtwählern sind es 30%. Bei den Wählerinnen und Wäh-
lern aller anderen Parteien gibt es durchgehend einen Anteil von 15% bis 
20%, die Sympathien für Pegida bzw. ihre Ziele hegen.
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Grafik 27: Zustimmung zur Aussage »Ich befürworte die Ziele der Patriotischen 
Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes (PEGIDA, LEGIDA, ...)« und  
Parteipräferenz (in %)
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Um die Gewaltakzeptanz und Gewaltbereitschaft der Befragten je nach 
Parteipräferenz zu differenzieren, wurden zwei Skalen gebildet (Grund-
lage sind die in Kap. 2 vorgestellten Aussagen zur Gewaltakzeptanz und 
Gewaltbereitschaft). Wer durchschnittlich allen Aussagen der jeweiligen 
Dimension von Gewalt zustimmte, wird als Person aufgefasst, die ent-
weder die Gewaltanwendung anderer zur Durchsetzung von Interessen 
akzeptiert oder selbst gewaltbereit ist. In beiden Dimensionen weisen die 
AfD-Wählerinnen und -Wähler deutlich höhere Werte auf  als alle ande-
ren. 48,8% akzeptieren Gewalt als legitimes Mittel der Auseinanderset-
zung und 47,4% sind selbst gewaltbereit (Grafiken 28 und 29).
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Grafik 28: Gewaltakzeptanz und Parteipräferenz (in %)
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Grafik 29: Gewaltbereitschaft und Parteipräferenz (in %)
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Schließlich zeigt Grafik 30 die Zustimmung zum Fragebogen »Verschwö-
rungsmentalität« (zu den Einzelaussagen siehe Kap. 2) bei den Wählerin-
nen und Wählern der unterschiedlichen Parteien (Imhof  & Decker, 2013). 
Wer allen Aussagen im Fragebogen zur Verschwörungsmentalität durch-
schnittlich zustimmt, sieht zielgerichtetes und konspiratives Wirken nicht 
erkennbarer Gruppen oder Mächte im Hintergrund des Weltgeschehens. 
Diese ist bei den Anhängerinnen und Anhängern der AfD mit deutlichem 
Abstand am höchsten: 65,3% von ihnen glauben an Verschwörungsthe-
orien. Darauf  folgen die Anhängerinnen und Anhänger der Linken mit 
immerhin 44,6%; von den Wählerinnen und Wählern der übrigen Parteien 
sind es jeweils noch etwa ein Viertel.

Grafik 30: Verschwörungsmentalität und Parteipräferenz (in %)
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Zusammenfassung der Ergebnisse mit Fokus auf die AfD

In der Darstellung der Soziodemografie nach Parteipräferenz 2016 und 
im Vergleich zu 2014 zeigen sich klare Tendenzen: Die Klientel der AfD 
besteht weiterhin zu etwa zwei Dritteln aus Männern, doch hat sich ihre 
sonstige soziale Zusammensetzung deutlich geändert und entspricht jetzt 
stärker der für rechte Parteien üblichen: Die Wählerinnen und Wähler der 
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AfD sind im Jahr 2016 eher unterdurchschnittlich gebildet, haben ein eher 
unterdurchschnittliches (wenn auch nicht durchgehend niedriges) Ein-
kommen und sind jünger als der Durchschnitt. Zudem bekennen sich nur 
noch ein Drittel und damit 10% weniger als 2014 zu einer der beiden gro-
ßen Kirchen. Die Wählerschaft der AfD hat sich also in sozialer Hinsicht 
deutlich gewandelt, vermutlich hat sie entsprechend ihrer inhaltlichen Pro-
filierung neue Wählerschichten hinzugewonnen. 

Bei den politischen Einstellungen zeigt sich im Vergleich zu 2014 
eine Radikalisierung der Anhängerinnen und Anhänger der AfD. In allen 
Dimensionen rechtsextremer Einstellung ist die Zustimmung der AfD-
Anhängerinnen und -Anhänger im Jahr 2016 höher als 2014. Zu vermu-
ten ist, dass sie sich seit 2014 radikalisiert haben, aber auch, dass bisher 
Nichtwählende und bei anderen Parteien Untergekommene verstärkt das 
Angebot der AfD wahrnehmen. Ganz deutlich zeigt sich das auch im ab-
nehmenden Anteil der Rechtsextremen, die andere Parteien wählen wür-
den. Außerdem sind die potenziellen Wählerinnen und Wähler der AfD 
besonders islamfeindlich, homophob, antiziganistisch und feindlich ge-
genüber Geflüchteten eingestellt. Zwar können die »Mitte«-Studien keine 
Wählerwanderung nachzeichnen, also unmittelbar abbilden, welche Wäh-
lerschichten in welchem Umfang zwischen welchen Parteien »gewandert« 
sind. Dennoch kann im Vergleich der Auswertungen 2014 und 2016 ein 
zentrales Ergebnis hinsichtlich der Wahlpräferenz rechtsextrem Einge-
stellter festgehalten werden: Ein gestiegener Anteil von ihnen würde nun 
die AfD wählen. 

Schließlich ist auch die hohe Gewaltakzeptanz und Gewaltbereitschaft 
bei den Wählerinnen und Wählern der AfD hervorzuheben. Zieht man 
die niedrige Zustimmung zur Demokratie in ihrer verfassungsmäßigen 
und praktizierten Form sowie die hohe Abwertung von Minderheiten hin-
zu, ergibt sich eine gefährliche Mischung an Einstellungen. Diese schon 
lange und fest in Deutschland verankerten Einstellungen werden inzwi-
schen auch in Handlungen übertragen: in Form von Wahlentscheidungen 
für die AfD und, wie die Statistiken von Polizeibehörden und Opferbera-
tungsstellen zeigen, auch in Gewalt. 
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Einleitung

Die Jahre 2006 bis 2016 markieren eine Dekade großer politischer Verän-
derungen. Sie ist geprägt von den Arbeitsmarkt- und Sozialreformen, die 
seit dem Ende der rot-grünen Bundesregierung 2005 zu greifen begannen, 
von der Finanzmarktkrise 2009, der darauf  folgenden Weltwirtschafts
krise und seit 2015 von einer globalen Migrationsbewegung noch nie 
gesehenen Ausmaßes. Diesen Ereignissen ist gemeinsam, dass sich auch 
die Angehörigen der über lange Jahrzehnte stabilen westlichen Industrie-
gesellschaften ihnen nicht mehr entziehen können – weder innen- noch 
außenpolitisch. Welchen Abdruck diese Prägungen in der Bundesrepublik 
Deutschland hinterlassen, ist für die Bedingungen des gesellschaftlich-
politischen Handelns für die nächsten Jahre von höchster Relevanz (Oert-
zen, 2006, S. 39). Das wird spätestens dann begreiflich, wenn die auch 
in diesem Band beschriebenen rechts-autoritären Bewegungen wie Pegida 
oder terroristische Vereinigungen wie der 2011 bekannt gewordene NSU 
in die Überlegungen einbezogen werden. Das Jahrzehnt zwischen 2006 
und 2016 ist nicht nur der Zeitraum globaler Krisen und des Umbaus der 
Sozialsysteme, sondern auch der einer zunehmend lauten Artikulation ei-
ner neuen Rechten als Scharnier zwischen Rechtsextremismus und einem 
antiliberalen, antimodernen Neokonservativismus (Gessenharter, 1989). 
Es scheint sich ein neuer politisch-ideologischer Raum zu stabilisieren, 
dessen Entstehung bereits einige Jahre zurückreicht (Gessenharter, 1998).
Um diesen Raum zu vermessen, werden im Folgenden die politischen Mi-
lieus beschrieben, wie sie 2016 in Deutschland zu finden sind. Darüber 
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hinaus werden die politischen Milieus von 2006 erfasst. Der historische 
Vergleich von 2006 und 2016 dient der Schärfung des Blicks auf  die Ge-
genwart, aber auch der Dokumentation von Veränderungen in einer De-
kade, die durch globale wirtschaftliche und politische Umbrüche gekenn-
zeichnet ist. 

Politische Milieuforschung

Wie jemand politisch eingestellt ist, erscheint zunächst als individuelle 
Vorliebe. Es gehört schließlich zum Grundverständnis der demokrati-
schen Gesellschaft, diese Meinungsfreiheit zu garantieren – die Pluralität 
der demokratischen Gesellschaft muss viele verschiedene Einstellungen 
akzeptieren können. Deshalb auch die Unterscheidung zwischen radika­
len und extremen politischen Positionen: Radikale Positionen mögen an die 
Wurzeln (lat. radix ) der Gesellschaft gehen, aber ein demokratisches Ge-
meinwesen kann und muss solche Fundamentalkritik aushalten. Anders 
allerdings sieht es aus, wenn sich extreme politische Positionen gegen die 
demokratische Verfasstheit selbst richten. Sie stellen die Grundlage der of-
fenen Gesellschaft infrage, von der sie doch selbst profitieren. Wenn viele 
Menschen eine extreme politische Position vertreten, wird offenkundig, 
dass es um weit mehr als um individuelle Meinungsbildung geht – es geht 
um die Zukunft der Demokratie.

Kaum jemand würde mit Blick auf  vergangene Epochen anzweifeln, 
dass die Entscheidungen der damaligen Zeitgenossen stark von ihren Le-
bensbedingungen beeinflusst wurden. Was als individuelle Wahl erscheint, 
stellt sich bei näherer Betrachtung als Ergebnis von gesellschaftlichen Pro-
zessen und Gruppenidentifikationen heraus. Als paradoxe innere Umwelt 
sind die Individuen einerseits der Gesellschaft entsprungen, andererseits 
führen sie gegenüber der Gesellschaft ein Eigenleben. Selbstverständlich 
bringen die Gesellschaftsmitglieder ihre Motive und Wünsche, ihre politi-
schen Ziele und Mittel der Auseinandersetzung mit ein. Aber die Einzel-
nen stehen in einer Wechselbeziehung mit dem Umfeld, in dem sie sich 
bewegen. Politische Entwicklungen sind nicht nur als eine Abfolge von 
bewussten Entscheidungen – gar von »großen Männern« – zu denken, 
sondern als Produkt unzähliger ineinandergreifender Faktoren, das fällt 
selbst einem unbedarften Betrachter beim Blick in die Geschichte auf. 

Buch _Mitte-Studien_gekürzt_11-10-2016_bb.indd   96 11.10.2016   14:55:15



97

4. Ein Jahrzehnt der Politisierung

Doch für die eigene Gegenwart und die eigene Person gerät diese Abhän-
gigkeit leicht aus dem Blick. 

Die Frage nach den Einflüssen auf  die politische Einstellung ist alles 
andere als nur akademisch. Sie bekommt eine lebenspraktische Dring-
lichkeit, wenn sich die Meinung vieler gegen die Demokratie richtet. Die 
Bedrohung der Demokratie ist ein wichtiger Grund, warum die Einflüs-
se auf  die politische Einstellung auch mit den Mitteln der empirischen 
Sozialforschung untersucht werden. Der hier verwendete Demokratie
begriff  wird – wie schon in der Vergangenheit von uns ausgeführt (Decker 
& Kiess, 2013) – entlang der psychoanalytischen Anerkennungstheorie 
(Honneth, 2001) und eines deliberativen Verständnisses von Demokratie 
verwendet (Habermas, 1992; Benhabib, 2008). In diesem Sinne bildet die 
vorurteilsgebundene, antidemokratische Einstellung den Gegenpol zur 
demokratischen Einstellung als Bedingung der Möglichkeit eines demo-
kratischen Aushandlungsprozesses überhaupt (Horkheimer & Adorno, 
1952). Die »Mitte«-Studien widmen sich diesem Anliegen seit Jahren und 
haben entscheidende Faktoren ausmachen können: etwa die sozialisato-
rischen Einflüsse in der Tradition des Autoritären Charakters (Decker et 
al., 2012) und die Transmissionsprozesse der Bedeutung von nationalen 
Kollektivgütern wie einer starken Wirtschaft (Decker, 2015). 

Einer der prominentesten Zugänge für die Beschreibung der Wechsel-
wirkung von Individuum und Gesellschaft in ihren historisch-konkreten 
Momenten ist die Milieuforschung. Die Beschäftigung mit Milieus war 
von Anfang an wegen der Möglichkeit so attraktiv, soziale Orientierungen 
und Wertemuster nicht allein aus einer sozioökonomischen Lage abzulei-
ten. Die Wurzeln der Milieuforschung reichen bis in das 19. Jahrhundert 
zurück, doch gewann sie zum Ende des 20. Jahrhunderts nochmals an 
Bedeutung, als Ulrich Beck und Anthony Giddens die Individualisierungs-
these vorbrachten, also die fortschreitende Ablösung der Individuen von 
vorgeschriebenen Rollenmustern konstatierten (Beck, 1986, 1996; Gid-
dens, 1994). Milieus gestatten es, gesellschaftliche Prozesse über eine von 
vielen geteilte »Mentalität« zu erklären: »Im Kern werden (Milieus) also 
durch ›psychologisch tief  sitzende‹ psychische Dispositionen definiert«, es 
kennzeichnet sie ein »Wir-Gefühl« (Hradil, 2006, S. 4). Mit der Beschrei-
bung von Milieus soll nicht die Entstehung dieser psychischen Innensei-
ten der Gesellschaft beantwortet werden: »Soziale Milieus werden viel-
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mehr als Gruppierungen handlungsfähiger Menschen gesehen, die in der 
praktischen Auseinandersetzung mit aktuellen Lebensbedingungen und 
historischen Hinterlassenschaften bestimmte gemeinsame Mentalität ent-
wickeln« (Hradil, 2006, S. 5). Milieus bilden sich durch psychische Identi-
fikation ihrer Mitglieder mit Zielen und Erwartungen, Lebensformen und 
-stilen heraus, aber gerade dadurch weisen diese Gebilde über die Zeit hin-
weg eine unterschiedlich starke Stabilität auf. Wie in der Gruppenbildung 
vollzieht sich diese Bindung an ein gemeinsames Ideal »auf  Zeit und auf  
Widerruf«: »Soziale Milieus verändern sich im Laufe der Zeit. Sie werden 
größer oder kleiner. Neue Milieus bilden sich heraus, alte verschwinden 
oder teilen sich« (ebd., S. 7).

Das gilt auch für die politischen Milieus. Allerdings stellt die politische 
Milieuforschung in mehrfacher Hinsicht einen Sonderfall der Milieufor-
schung dar. Eigentlich ist die Unterscheidung zwischen Milieus auf  der 
einen Seite und »politischen Lagern« auf  der anderen in der Forschung 
weit verbreitet (Vester et al., 2001, S. 16). Diese gesellschaftspolitischen 
Lager durchziehen verschiedene soziale Milieus, finden also ihre Anhän-
ger nicht mehr nur in einem Milieu (ebd., S. 58). Ihre Berechtigung erhält 
diese Unterscheidung, wenn in der politikwissenschaftlichen Forschung 
zwischen der Werteorientierung von Milieus und den sogenannten Clea-
vages, also den Interessens- und Konfliktlinien in einer Gesellschaft, dif-
ferenziert wird. Nicht zufällig richtet sich das Erkenntnisinteresse dann 
oftmals auf  das »Entstehen, Agieren und Zerfallen ›kollektiver Akteure‹ « 
(Oertzen, 2006, S. 38), um so die Handlungsfähigkeit dieser Akteure zu 
beforschen. 

Im Vergleich dazu ist der hier angestrebte Einblick in die Dynamik 
politischer Milieus enger gefasst: Es geht lediglich um die Beschreibung 
politischer Milieus und nicht um lebensweltliche Aspekte oder reale Kon-
fliktlinien in der politischen Auseinandersetzung. Nicht die habituellen 
Besonderheiten werden zur Bestimmung eines Milieus herangezogen, 
sondern das Verhältnis von individueller Einstellung und Gruppen-Ideal. 
Zugang und Definition des Milieu-Begriffs sind schmaler, etwa indem kein 
sinnrekonstruktives Verfahren wie qualitative Interviews oder Gruppen-
diskussionen gewählt wird (vgl. im Gegensatz dazu etwa Oertzen, 2006). 

Dennoch soll für die im Folgenden beschriebenen Gruppen die Be-
zeichnung politische Milieus und nicht politische Lager verwendet werden. 
Dem liegt die Annahme zugrunde, dass politische Milieus durch psychisch-
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identifikatorische Prozesse mit einem gemeinsamen Gruppen-Ideal kon-
stituiert werden, das im Sinne der politikwissenschaftlichen Forschung als 
soziale Norm- und Wertvorstellung, im Sinne der sozialpsychologischen 
Forschung als kollektives Ich-Ideal begriffen wird. Diese Identifikations-
prozesse sind nicht abgelöst von objektiven gesellschaftlichen Prozessen, 
jedoch auch nicht mit ihnen identisch.

In diesem Sinne steht die Forschung zu politischen Milieus eher in ei-
ner Linie mit der Sinus-Studie, die Anfang der 1980er-Jahre durchgeführt 
wurde (Greiffenhagen, 1981). Ähnliche Forschungsprojekte sind heute 
selten. Zuletzt wurden Milieus beispielsweise im Jahr 2007 für die Bundes-
republik (Neugebauer, 2007) und 2014 für das Bundesland Thüringen be-
stimmt (Best et al., 2014). In der Regel werden heute vor allem politische 
Kulturen beforscht; allerdings werden in diesen Studien meist nationale 
Kulturen miteinander verglichen, nicht die Kulturen innerhalb eines Lan-
des (Pickel & Pickel, 2006). Eine jüngere Ausnahme ist die Beschreibung 
von subnationalen Kulturen in Deutschland (Mannewitz, 2015). Doch 
die Studien zur Kulturforschung machen auch eine wichtige Gemeinsam-
keit politischer Milieuforschung mit der Erfassung der politischen Kultur 
sichtbar: das methodische Vorgehen. Hier wie da werden Individualda-
ten herangezogen, welche zur Beschreibung der gesellschaftspolitischen 
Wirklichkeit dienen. 

In der übergreifenden Betrachtung des politischen Klimas findet sich 
wieder, was bereits den Befund zur rechtsextremen Einstellung kenn-
zeichnete. Weiterhin sind Menschen aus allen Bevölkerungsgruppen 
rechtsextrem eingestellt, aber ihr Anteil hat nicht zugenommen. Auch das 
politische System scheint an Vertrauen eher gewonnen zu haben: Mögli-
cherweise durch die Legitimationskraft der wirtschaftlichen Stärke scheint 
die politische Stimmung gut und der gefühlte Einfluss der Bevölkerung 
auf  die politischen Prozesse sogar positiv bewertet zu werden. Das ist 
allerdings mit Blick auf  die besondere historische Situation insofern über-
raschend, als die öffentliche Artikulation rechts-autoritärer Bewegungen 
häufiger und lauter geworden ist, die auch die Ablehnung der Repräsen-
tanten des demokratischen Verfassungsstaates einschließt. Spätestens seit 
der Bundestagswahl 2005 ist die gesellschaftspolitische Orientierung der 
Bevölkerung zunehmend in den Blick der Forschung geraten. Dass ins-
besondere die SPD mit einem rapiden Stimmenverlust zu kämpfen hat 
(vgl. Vester, 2006; Geiling, 2010) und auch die Stimmenanteile von CDU/
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CSU sinken  – deutlich zum Beispiel bei den Landtagswahlen 2016  –, 
macht eine Entwicklung sichtbar, die sich schon länger vollzieht: den 
Legitimationsverlust des politischen Systems, der bereits in den 1970er-
Jahren beschrieben wurde (Offe, 1972; Habermas, 1973). Er entspringt 
der Erfahrung politischer Deprivation weiter Teile der Bevölkerung und 
führte zur Diagnose einer »simulativen Demokratie« (Blühdorn, 2016) un-
ter den Bedingungen einer Postwachstumsgesellschaft (Decker & Kiess, 
2013). Zahlreiche gesellschaftspolitische Institutionen verlieren im Zuge 
des Milieuwandels an Vertrauen (Bremer & Lange-Vester, 2006, S. 20). Es 
lohnt sich deshalb, an dieser Stelle nicht nur einen Blick auf  die politische 
Großwetterlage zu werfen, sondern auch auf  unterschiedliche politische 
Akteure: auf  die politischen Milieus.

Polarisierung und Radikalisierung – Politische Milieus in 
Deutschland

Methodisches Vorgehen

Die »Mitte«-Studien werden von uns seit 2002 im zweijährigen Rhyth-
mus realisiert. Um die politischen Milieus zu berechnen, ziehen wir die 
Daten der »Mitte«-Studien aus den Jahren 2006 und 2016 heran.1 Auf  
dieser Datengrundlage haben wir eine Clusteranalyse durchgeführt. Als 
Clusteranalyse wird ein statistisches Verfahren bezeichnet, mithilfe dessen 
große Datensätze auf  das Vorkommen von Gruppen mit gemeinsamen 
Merkmalen untersucht werden. In die folgende Berechnung gehen die 
Antworten im Rechtsextremismus-Fragebogen ein (Decker et al., 2013a). 
So konnten Gruppen gefunden werden, die hinsichtlich dieser Antworten 
die größte Gemeinsamkeit, hinsichtlich anderer Gruppen aber möglichst 
große Unterschiede aufweisen. Nachdem die Anzahl der Cluster auf  sechs 
festgelegt worden ist, wurde mit SPSS die iterierende (k-means) Analyse 
berechnet.2 Die dabei herangezogenen Mittelwerte bilden eine generelle 

1	 Zur Beschreibung der Stichprobe für das Jahr 2016 siehe Kapitel 2, die Stichprobenbe-
schreibung für 2006 findet sich in der entsprechenden »Mitte«-Studie (Decker & Brähler, 
2006).

2	 Auf vergleichbare Weise wurden im Rahmen der »Mitte«-Studien bereits Partizipationsfor-
men (Decker et al., 2013b) und die politische Einstellung bei verschiedenen Persönlichkeits
typen (Decker & Brähler, 2006, insb. Kap. 5) untersucht.
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Orientierung im jeweiligen Milieu ab: die geteilte Identifikation mit ent-
sprechenden politischen Werten, Normen oder Vorurteilen. 

Im nächsten Schritt werden die politischen Milieus anhand dreier Di-
mensionen beschrieben: (1) des politischen Klimas und der politischen 
Einstellung ihrer Angehörigen, (2) der politischen Handlungsbereitschaft 
und (3) der Legitimation des politischen Systems. 
1.	 Die erste Dimension des politischen Klimas und der politischen Ein-

stellung wird auf  Grundlage des Fragebogens zur rechtsextremen 
Einstellung gemessen. Mit den Mittelwerten wird das Klima in den 
Milieus bestimmt. Der Prozentanteil der manifest Zustimmenden gibt 
den Anteil derjenigen der Angehörigen dieses Milieus wieder, die die 
Gruppen-Ideale repräsentieren; oder, wenn die Gruppennorm rechts-
extreme Positionen ablehnt, gegen dasselbe verstoßen. Genauso soll 
auch das Verhältnis von mittlerer Zustimmung und Prozentanteil bei 
den weiteren Fragebögen interpretiert werden, etwa zur sexistischen 
Einstellung oder zur gruppenbezogenen Abwertung. Auch die autori-
täre Orientierung fließt mit in die Erhebung ein und wird entlang der 
drei Bestandteile autoritäre Aggression, autoritäre Unterwerfung und 
Konventionalismus untersucht. 

2.	 Die zweite Dimension des politischen Milieus betrifft nicht die Nor-
men oder die Einstellungsseite, sondern die Handlungsbereitschaft. 
Zwar lässt sich mit dem Mittel einer repräsentativen Erhebung keine 
tatsächlich realisierte Handlung erfassen, wohl aber die Verhaltensin-
tension oder -akzeptanz. Die Fragen, die in diese Dimension fallen, be-
treffen die eigene Gewaltbereitschaft und die Legitimität von Gewalt 
als Mittel zur Durchsetzung von Interessen. Eine weitere Verhaltens-
komponente ergibt sich aus der sogenannten Sonntagsfrage: Welche 
Partei würden Sie wählen, wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl 
wäre? 

3.	 Die dritte Dimension zur Beschreibung eines politischen Milieus ist 
die Legitimation des politischen Systems der Bundesrepublik Deutsch-
land. Hierfür wird vor allem das Vertrauen in ausgewählte gesellschaft-
liche und Verfassungsinstitutionen erfasst. 

Alle genannten Aspekte können sowohl für 2006 als auch für 2016 be-
schrieben werden. Einige Aspekte wurden dagegen nur 2016 und nicht 
2006 erhoben, doch sollen sie ebenfalls in die Beschreibung der politi-
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schen Einstellung in den Milieus einfließen. Dies betrifft die Verschwö-
rungsmentalität, die eng an die autoritäre Orientierung geknüpft ist, aber 
auch die Islamophobie, den Antiziganismus, die Abwertung von Homo-
sexuellen sowie von Asylbewerbern/innen.

Tabelle 1: Dimensionen des politischen Milieus

2006 2016

politische Einstellung Diktaturbefürwortung Diktaturbefürwortung

Chauvinismus Chauvinismus

Ausländerfeindlichkeit Ausländerfeindlichkeit

Antisemitismus Antisemitismus

Sozialdarwinismus Sozialdarwinismus

NS-Verharmlosung NS-Verharmlosung

Autoritarismus Autoritarismus

Sexismus Sexismus

– Islamophobie

– Antiziganismus

–
Abwertung von Schwulen 
und Lesben

–
Abwertung von  
Asylberwerbern/innen

Handlungsbereitschaft Gewaltbereitschaft Gewaltbereitschaft

Gewaltakzeptanz Gewaltakzeptanz

Sonntagsfrage Sonntagsfrage

Legitimation des  
politischen Systems

Vertrauen in gesellschaftliche 
und Verfassungsinstitutionen

Vertrauen in gesellschaftliche 
und Verfassungsinstitutionen

Fragestellung

Der Vergleich zwischen den Daten der »Mitte«-Studien 2006 und 2016 ist 
interessant, weil damit mögliche Veränderungen in den politischen Milieus 
im Abstand von zehn Jahren erfasst werden können. Die Kontrastierung 
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auf  einer längeren Zeitachse gestattet es, den Wandel deutlicher sichtbar 
zu machen. Im Fokus stehen dabei folgende Rahmenfragen:
–	 Welche globalen Veränderungen lassen sich feststellen (z.B. Links-

rechts-Selbsteinschätzung, wirtschaftliche Lage)? 
–	 Wie ist das Verhältnis der demokratischen zu den vorurteilsgebunde-

nen und autoritären Milieus?
–	 Lassen sich quantitative (Größe der Milieus) und qualitative Verschie-

bungen (inhaltliche Präferenzen, Akzeptanz und Legitimität des politi-
schen Systems der Bundesrepublik Deutschland) feststellen?

–	 Verändert sich die Akzeptanz der Wahl der Mittel (Gewalt zur Durch-
setzung eigener Interessen)?

–	 Welche Parteien werden in den Milieus präferiert? Welche Veränderun-
gen der Parteipräferenz sind festzustellen?

–	 In welchen Milieus lässt sich ein Rückgang generalisierter Vorurteile 
gegenüber Migranten/innen feststellen, und gibt es Milieus, in denen 
diese Vorurteile stabil bleiben (Dimension »Ausländerfeindlichkeit« im 
Rechtsextremismusfragebogen)? In welchen Milieus ist die Abwertung 
von bestimmten Gruppen 2016 besonders ausgeprägt?

In diesem Kapitel werden also Veränderungen der politischen Milieus und 
in den politischen Milieus untersucht. Dies hat seinen Grund darin, dass 
politische Milieus nicht nur meinungsbildend sind, sondern auch als Ver-
stärker wirken. Es wird deutlich werden, wie sehr sich die Stimmung und 
die Einstellungen in den politischen Milieus unterscheiden. 

Ergebnisse 

Mit diesem Vorgehen können insgesamt sechs Milieus beschrieben wer-
den (vgl. Tab. 2). 

Um die politischen Milieus auch namentlich voneinander abzugrenzen, 
wurden zum einen das Antwortmuster im Rechtsextremismus-Fragebogen, 
zum anderen die Autoritätsgebundenheit herangezogen. Gruppen mit ho-
hen Werten in allen Dimensionen des Rechtsextremismus-Fragebogens 
werden als antidemokratisch-autoritäre Milieus, Gruppen, die diese Aussagen 
ablehnen, dagegen als demokratische Milieus bezeichnet. Als dritte Milieu-
Gruppe wird ein Cluster mit einer deutlichen Zustimmung als Ressen-
timentgeladenes Milieu zusammengefasst. Es ist eine soziale Normver-
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schiebung zu erkennen, denn Milieus mit antidemokratisch-autoritärer 
Orientierung haben an Stärke verloren, demokratische Milieus dagegen 
gewonnen. 

Tabelle 2: Politische Milieus in Deutschland 2006 und 2016 (Stärke in %)

2006 
(N = 4.872)

2016 
(N = 2.420)

demokratische Milieus

Modernes Milieu 23,3 30,6

Konformes Milieu 13,6 29,3

vorurteilsgebundenes Milieu mit relativer 
Akzeptanz des bestehenden Systems

Ressentimentgeladenes Milieu 21,5 14,1

antidemokratisch-autoritäre Milieus

Latent antisemitisch-autoritäres Milieu 17,5 8,4

Ethnozentrisch-autoritäres Milieu 12,8 10,3

Rebellisch-autoritäres Milieu 11,4 7,3

Die vorurteilsgebundenen und autoritären Milieus sind in der letzten De-
kade geschrumpft. Waren vor zehn Jahren noch mehr als 73% der Bevöl-
kerung diesen Milieus zuzuordnen und nur 36,9% den demokratischen 
Milieus, hat sich das Verhältnis nun nahezu umgekehrt. 60% der Bevöl-
kerung sind nun in demokratischen Milieus beheimatet, während die an-
deren Milieus heute nur noch 40% der Bevölkerung binden. Die antide-
mokratischen Milieus lassen sich für beide Zeitpunkte hinsichtlich dreier 
Merkmale unterteilen: 
– 	 starke Vorurteile (manifest/latent), 
– 	 vergleichsweise große Bereitschaft zur autoritären Aggression,
– 	 besonders ausgeprägter Verlust von Vertrauen in das demokratische 

System.

Drei Milieus werden als antidemokratisch-autoritär beschrieben, weil diese 
Merkmale vorliegen. 
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Für eine übersichtliche Darstellung sind die Milieus in eine Abbildung 
eingetragen worden. Die Größe der Kreise illustriert die relative Größe 
des Milieus (Prozentangaben siehe Tab. 2). Auf  einer Achse wird die Ge-
waltbereitschaft abgebildet, unterteilt in Ablehnung von Gewalt als Mittel 
der Interessensdurchsetzung, Gewalt als Mittel bei anderen akzeptiert und 
Gewalt wird selbst angewendet. Auf  der anderen Achse wird als Sum-
menwert das Vertrauen in die gesellschaftspolitische und Verfassungs
institutionen abgebildet (Aufstellung mit Prozentangabe siehe Tab. 3), 
interpretiert als Maß der Legitimation des politischen Systems.

Im Jahr 2006 fällt die geringere Legitimation dieser Institutionen durch 
alle Milieus auf. Auch im Modernen Milieu findet sich unterdurchschnitt-
liches Vertrauen in die Institutionen, den höchsten Legitimationsgrad hat 
das politische System im Konformen Milieu. Aber auch das Ressentiment-
geladene Milieu weist mehr Vertrauen in die gesellschaftspolitischen Insti-
tutionen auf. Insgesamt wird Gewalt als Mittel der Auseinandersetzung im 
Modernen Milieu nicht befürwortet. In den meisten Milieus und selbst im 
Konformen Milieu wird aber bis zu einem gewissen Maß begrüßt, wenn 
andere Gewalt anwenden.

In der Gegenüberstellung der Jahre 2006 und 2016 wird sichtbar, wie 
sich die Situation verändert hat. Die demokratischen Milieus der Moder-
nen und Konformen sind gewachsen. Nun wird auch im Konformen Mi-
lieu Gewalt abgelehnt und in beiden hat das politische System massiv an 
Legitimation gewonnen. Das wird auch deutlich an der geringeren politi-
schen Deprivation 2016 in diesen Milieus (vgl. Tab. 4). Sich selbst politisch 
einzubringen ist nun hegemoniales Ideal in diesen Milieus. Demgegenüber 
hat das politische System in den antidemokratischen Milieus an Legiti-
mation noch einmal verloren. Seinen Institutionen wird deutlich weniger 
Vertrauen entgegengebracht. Auch Gewalt als Mittel der Auseinanderset-
zung ist nun akzeptierter. Insgesamt haben diese Milieus an Angehörigen 
verloren, aber es findet sich nun ein ausdrücklich gewaltbereites Milieu, 
das sich zudem der Akzeptanz seiner Gewaltbereitschaft in den anderen 
autoritären Milieus sicher sein kann.

Bevor auf  die einzelnen Milieus im Detail eingegangen wird, soll die 
Veränderung in den politischen Milieus der Bundesrepublik Deutschland 
im Überblick betrachtet werden. Hierfür wird zunächst die prozentuale 
Zustimmung in den demokratischen und derjenigen in den vorurteilsge-
bundenen und autoritären Milieus gegenübergestellt. 
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Tabelle 3: Vertrauen in gesellschaftliche und Verfassungsinstitutionen (in %)

demokratische  
Milieus

vorurteilsgebundene 
und autoritäre Milieus

2006 2016 2006 2016

Vertrauen in die Polizei 65,5 72,8 60,6 53,5

Vertrauen in das  
Bundesverfassungsgericht

64,9 75,0 56,2 45,6

Vertrauen in Justiz 56,9 63,0 48,6 39,3

Vertrauen in den Bundestag 38,4 55,1 32,8 27,3

Vertrauen in die Bundesregierung 31,1 47,9 24,8 22,7

Vertrauen in die politischen Parteien 18,7 29,5 13,6 13,3

Bereits ein erster Blick auf  die Entwicklung des Vertrauens in die gesell-
schaftlich-politischen Institutionen des Verfassungsstaates macht eine 
Tendenz in den Milieus sichtbar, die gegenläufig ist: Während in den 
größer werdenden demokratischen Milieus die Bereitschaft wächst, po-
litischen Institutionen Vertrauen entgegenzubringen, nimmt sie in den 
vorurteilsgebundenen und autoritären Milieus ab. In den demokratischen 
Milieus ist das Vertrauen in das Funktionieren der Institutionen einer de-
liberativen Demokratie deutlich gestiegen. 

Tabelle 4: Deprivation in den Milieus (in %)

demokratische  
Milieus

vorurteilsgebundene 
und autoritäre Milieus

2006 2016 2006 2016

politische Deprivation 57,3 50,5 73,1 70,1

soziale Deprivation 8,5   4,2 8,4 15,7

Dies spiegelt sich auch im Deprivationserleben wider. Bereits 2006 war 
das Gefühl, politisch depriviert zu sein – also keinen Einfluss auf  die Ent-
wicklungen im Land nehmen zu können –, in den demokratischen Mi
lieus weitaus seltener als in den vorurteilsgebundenen und autoritären Mi
lieus. Zwar ist auch in den demokratischen Milieus noch immer jede/jeder 
Zweite der Ansicht, dass sich politisches Engagement nicht lohne, aber 
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die andere Hälfte erkennt hierin eine wichtige Option. In den antidemo-
kratischen Milieus sind es auch heute weniger als ein Drittel, die politische 
Partizipation für sinnvoll erachten. Dagegen ist die soziale Deprivation – 
also das Fehlen von nahen Beziehungen – in den vorurteilsgebundenen 
und autoritären Milieus erkennbar gestiegen.

Tabelle 5: Befürwortung von Gewalt als Mittel der Interessensdurchsetzung (in %)

demokratische  
Milieus

vorurteilsgebundene 
und autoritäre Milieus

2006 2016 2006 2016

gewaltbereit 12,7 11,0 20,1 36,1

Gewalt wird akzeptiert 20,2 18,7 31,8 50,7

Umgekehrt nimmt in den vorurteilsgebundenen und autoritären Milieus 
die Akzeptanz von Gewalt wie auch die eigene Gewaltbereitschaft zu. In 
den demokratischen Milieus ist sie leicht rückläufig.

Tabelle 6: Allgemeine wirtschaftliche Lage (in %)

2016 2016

 
gut

teils/
teils

 
schlecht

 
gut

teils/
teils

 
schlecht

demokratische Milieus 17,8 52,6 29,6 63,5 33,0   3,6

vorurteilsgebundene 
und autoritäre Milieus 

12,3 46,2 41,5 37,7 42,0 20,3

Insgesamt sehen die Angehörigen der demokratischen Milieus die wirt-
schaftliche Lage seit 2016 deutlich positiver als 2006, ihre gute Bewertung 
der allgemeinen wirtschaftlichen Lage ist sogar sprunghaft angestiegen 
(siehe Tab. 6). Aber auch die eigene wirtschaftliche Lage wird in allen 
Milieus besser eingeschätzt als noch 2006 (siehe Tab. 7). Die Finanz- und 
Wirtschaftskrise hat in der Bevölkerung zumindest dem ersten Anschein 
nach keine Spuren hinterlassen. 
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Tabelle 7: Eigene wirtschaftliche Lage (in %)

2016 2016

 
gut

teils/
teils

 
schlecht

 
gut

teils/
teils

 
schlecht

demokratische Milieus 42,3 43,3 14,5 58,8 32,3 8,9

vorurteilsgebundene 
und autoritäre Milieus 

36,4 44,1 19,4 47,7 33,5 18,8

Die demokratischen Milieus

Modernes Milieu

Zum Modernen Milieu gehörten 2006 23,3% (N = 1.116) und 2016 
30,6% (N = 725) der Bevölkerung. Die Ost-West-Verteilung war 2006 
repräsentativ, 2016 sind Westdeutsche allerdings etwas überrepräsentiert. 
Der Frauenanteil ist (leicht) überproportional und auch die Hochschulzu-
gangsberechtigung und höhere formale Bildungsabschlüsse sind signifi-
kant häufiger anzutreffen als in den anderen Milieus. Daher überrascht es 
nicht, dass die Angehörigen des Modernen Milieus eher über höhere und 
mittlere Einkommen als über niedrige verfügen. 

Sowohl 2006 als auch 2016 war das Moderne Milieu das größte politi-
sche Milieu in Deutschland. Sein Kennzeichnen ist, dass die Angehörigen 
alle Aussagen des Rechtsextremismusfragebogens ablehnen; in keiner der 
sechs Dimensionen ist die rechtsextreme Einstellung manifest ausgeprägt. 
Diesem Milieu gehören nicht nur keine rechtsextrem Eingestellten an, im 
Gegenteil ist das politische Klima hier durch die Ablehnung dieser Ein-
stellung gekennzeichnet. Die Mittelwerte (Tab. 8) zeigen die durchgängi-
ge Ablehnung aller Aussagen. In dieser Konstellation der Einstellung der 
Mitglieder und der vorherrschenden politischen Norm ist dieses Milieu 
die Stütze der demokratisch verfassten Gesellschaft.
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Tabelle 8: Zustimmung zu den Dimensionen des Rechtsextremismus (Mittelwert)

2006 2016

Befürwortung einer  
rechtsautoritären Diktatur

3,7 3,6

Chauvinismus 4,6 4,2

Ausländerfeindlichkeit 4,8 4,5

Antisemitismus 3,5 3,3

Sozialdarwinismus 3,5 3,4

NS-Verharmlosung 3,5 3,4

Ablehnung M = 3–6; zustimmend M ≥ 7; hohe Zustimmung M ≥12; maximale Zustimmung M = 15

Die Islamfeindschaft ist mit 16,8% so niedrig wie in keinem anderen Mi-
lieu. Allerdings sind auch hier Vorurteile nachweisbar. Immerhin fast je-
der/jede Fünfte ist bereit, Homosexuelle abzuwerten (18,1%). Auffallend 
ist außerdem, dass mehr als jede/jeder Vierte Sinti und Roma abwertet 
(28,1%), auch wenn der Anteil im Vergleich zu den anderen Milieus am 
geringsten ist. Nur jede/jeder Zwanzigste kann sich mit den Zielen von 
Pegida und ähnlichen Organisationen identifizieren oder würde mit Blick 
auf  die Medien von der »Lügenpresse« sprechen. In Bezug auf  die Ab-
wertung von Asylbewerbern/innen ist der Anteil an vorurteilsgeprägten 
Einstellungen in diesem Milieu allerdings auch vorhanden. Die Forderung 
nach großzügiger Bearbeitung von Asylanträgen wird aber von 71,5% 
abgelehnt, wohingegen die Aussage, Asylbewerber würden in ihren Hei-
matländern nicht wirklich verfolgt, nur von 38,4% – und damit von einer 
relativ kleinen Gruppe – unterstützt wird. Die konstant antisexistische 
Haltung in diesem Milieu findet Niederschlag im weiteren Rückgang der 
sexistisch Eingestellten 2016 auf  6,3% (2006: 10,2%). 

Auffallend ist dagegen, dass sich das antiautoritäre Klima in diesem 
Milieu verändert hat. Zwar beheimatet dieses Milieu noch immer die 
wenigsten Autoritätsgebundenen, aber die autoritäre Aggression gegen 
Abweichung ist im Vergleich zu 2006 deutlich gestiegen: 50,6% möch-
ten Normverletzungen nun hart sanktioniert sehen, 2006 waren das noch 
36%. Dieses Milieu steht nicht für die Unterwerfung unter Autoritäten. 
Trotzdem finden sich nun mehr Menschen, die sich eine klare Führung 
wünschen (2006: 8,6%; 2016: 15,4%). Die Orientierung an Konventionen 
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fordern 2016 26,2%, eine Verschwörungsmentalität zeigt ein Viertel der 
Angehörigen (24,7%).

Gewalt wurde 2006 und 2016 mit übergroßer Mehrheit abgelehnt, so-
wohl als eigene Verhaltensabsicht, als auch als Verhalten anderer. Auch 
2016 ist die Norm in diesem Milieu strikt gegen Gewalt. Es fanden sich 
zwar 2006 9,4% Gewaltbereite und 14,6% mit Gewaltakzeptanz anderer, 
aber der Anteil dieser Gruppe hat sich 2016 noch einmal deutlich verrin-
gert (9%; 10,3%). Die Zustimmung zur Idee der Demokratie ist in diesem 
Milieu nach wie vor am höchsten (2006: 96,6%; 2016: 97,3%), und der 
Anteil derjenigen, die mit der Verfassung (2006: 82,6%; 2016: 88,1%) und 
der praktizierten Demokratie (2006: 56,6%; 2016: 69,1%) zufrieden sind, 
ist in diesem Milieu sogar kräftig angestiegen. 

Hierzu passt, dass der Anteil an politisch Deprivierten von 55,7% 
(2006) auf  41,3% (2016) zurückgegangen ist. Auch sozial depriviert er-
lebten sich mit nur 6,6% (2006) und dann 3,5% (2016) verhältnismäßig 
wenige Menschen in diesem Milieu. Wie stark sich die Angehörigen des 
Modernen Milieus als Teilnehmende am politischen Prozess erleben und 
wie hoch die Legitimation des politischen Systems ist, machen die sehr 
hohen Vertrauenswerte bezüglich aller gesellschaftspolitischen und Ver-
fassungsinstitutionen deutlich. 

In keinem anderen politischen Milieu findet sich eine derart große 
Gruppe mit Vertrauen in die zentralen Institutionen des demokratischen 
Rechtsstaats. Dieses Vertrauen ist zudem noch angewachsen: Insbeson-
dere fällt auf, wie stark die Akzeptanz von Bundestag, Bundesregierung 
und politischen Parteien gestiegen ist. Interessant ist, dass in diesem Mi-
lieu nun nicht mehr die Polizei, sondern das Bundesverfassungsgericht 
das größte Vertrauen genießt. Sogar der Anteil derjenigen, die Vertrauen 
in die politischen Parteien haben, hat sich innerhalb von zehn Jahren fast 
verdoppelt (2006: 18,2%; 2016: 35,2%). 

Gleichzeitig hat sich das Wahlverhalten verändert (vgl. Tab. 9). CDU/
CSU und SPD haben an Akzeptanz verloren, während Grüne und Linke 
mehr Anhänger aus diesem Milieu gewonnen haben. Die rechten Parteien 
spielen gar keine Rolle; die Nichtwähler und diejenigen, die noch nicht 
wissen, welche Partei sie wählen, stellen aber zwei große Gruppen. 
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Tabelle 9: Parteipräferenz (in %)

2006 2016

CDU/CSU 30,1 20,4

SPD 29,7 22,8

FDP 5,0 3,3

Bündnis 90/Die Grünen 12,3 14,4

Die Linke (PDS/Linkspartei/
WASG)

5,3 10,5

NPD – –

AfD – 1,0

nicht wählen 12,1 10,5

Parteipräferenz unklar – 14,2

Fehlende Werte zu 100%: andere Partei, ungültig gewählt, nicht wahlberechtigt

Konformes Milieu

2006 gehörten 13,4% (N = 651) und 2016 29,3% (N = 693) der Bevöl-
kerung dem Konformen Milieu an. Ostdeutsche sind mit 16,9% unter-
repräsentiert, die Verteilung von Männern und Frauen entspricht etwa 
der Grundgesamtheit, mit 46,9 Jahren ist das Durchschnittsalter in dieser 
Gruppe relativ niedrig. Mit 51% waren die mittleren Einkommen in dieser 
Gruppe unterrepräsentiert (nur im rebellisch-autoritären Milieu sind sie 
noch seltener); die niedrigen und die höheren Einkommensgruppen lagen 
dagegen etwas über dem Durchschnitt der anderen Milieus. 

Das politische Klima in diesem Milieu ist chauvinistisch und ausländer-
feindlich gefärbt. Dennoch zeigen sich nur wenige manifest chauvinistisch 
eingestellt (2006: 6,6%; 2016: 3,8%). Trotz eines Ressentiments gegen Mi-
granten/innen waren in diesem Milieu 2006 keine Menschen anzutreffen, 
die manifest ausländerfeindlich eingestellt waren. 2016 allerdings haben 
sich bei 5,2% die Ressentiments manifestiert. Die Ablehnung der rechts-
extremen Ideologie im Ganzen bleibt aber vorherrschend. So wurden 
2016 sozialdarwinistische, antisemitische und diktaturbefürwortende Aus-
sagen und auch die Verharmlosung Nazi-Deutschlands abgelehnt. 
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Tabelle 10: Zustimmung zu den Dimensionen des Rechtsextremismus (Mittelwert)

2006 2016

Befürwortung einer  
rechtsautoritären Diktatur

6,9 5,1

Chauvinismus 8,5 7,9

Ausländerfeindlichkeit 7,2 8,5

Antisemitismus 6,5 4,9

Sozialdarwinismus 6,9 4,7

NS-Verharmlosung 6,3 4,4

Ablehnung M = 3–6; zustimmend M ≥ 7; hohe Zustimmung M ≥12; maximale Zustimmung M = 15

In diesem Milieu ist die Bereitschaft, sich Autoritäten zu fügen und zur au-
toritären Aggression gegenüber Abweichung groß. Auch mit Blick auf  die 
Verschwörungsmentalität gibt es in diesem Milieu eine deutliche Präsenz 
der autoritären Orientierung.

Traditionelle und sexistische Rollenbilder finden in diesem Milieu nicht 
durchgängig Ablehnung, manifest sexistisch eingestellt sind 17,6%. In der 
Gewaltfrage war 2006 eine gewisse Polarisierung festzustellen: Gewalt, 
egal ob durch die eigene Person oder durch andere, wurde als Mittel von 
den meisten abgelehnt, doch 18,1% befürworteten sie. Dieser Anteil ist im 
Jahr 2016 auf  14,1% zurückgegangen. 

Die Abwertung von Muslimen ist in diesem Milieu allerdings sehr 
stark. Mehr als die Hälfte findet 2016, Muslimen sollte die Zuwanderung 
verwehrt bleiben, und fühlt sich durch Muslime fremd in Deutschland. An 
dieser Stelle manifestiert sich eine latent ressentimentgeladene Atmosphä-
re in diesem Milieu. Das gilt auch für die Abwertung von Sinti und Roma, 
der zwischen 40% und 60% zustimmen können. Mehr als die Hälfte wer-
tet Homosexuelle ab. 

Im Unterschied zu den anderen Milieus gestehen allerdings rund zwei 
Drittel den Asylsuchenden zu, tatsächlich verfolgt zu werden. Dies führt 
jedoch nicht zu einer höheren Akzeptanz für ihre Anträge: Nur 14,1% 
wollen diese großzügig bearbeitet sehen.

Die Ziele von Pegida und ähnlichen Organisationen unterstützt jeder 
sechste Angehörige dieses Milieus (17,5%), von »Lügenpresse« würde 
dagegen nur jede/jeder Zwanzigste sprechen. Die politische und soziale 
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Deprivation ist in diesem Milieu am zweitniedrigsten, nur im Modernen 
Milieu sind 2016 weniger Menschen depriviert. Hierzu passt auch der Le-
gitimationsgrad des politischen Systems. Das Vertrauen in die gesellschaft-
lich-politischen Institutionen ist seit 2006 im Konformen Milieu deutlich 
gewachsen. Zusammen mit den Modernen bringen die Konformen die-
sen Institutionen das höchste Vertrauen entgegen. Die Zufriedenheit mit 
der Demokratie, wie in der deutschen Verfassung festgeschrieben, ist mit 
71,% zwar relativ hoch, aber weiterhin sind über die Hälfte mit der Realität 
des demokratischen Staates unzufrieden (51,6%).

Bei Wahlen präferierten 2006 die meisten Angehörigen dieses Milieus 
die CDU/CSU, gefolgt von der SPD. 2016 haben diese Parteien allerdings 
klar an Zuspruch verloren. 2006 fanden sich hier mehr Wähler/innen der 
Grünen als in den anderen Milieus. 

Tabelle 11: Parteipräferenz (in %)

2006 2016

CDU/CSU 32,8 24,3

SPD 31,5 19,9

FDP 5,4 2,3

Bündnis 90/Die Grünen 7,6 7,4

Die Linke (PDS/Linkspartei/
WASG)

5,1 5,3

NPD 0,2 0,3

AfD – 7,0

nicht wählen 13,2 15,8

Parteipräferenz unklar – 15,9

Fehlende Werte zu 100%: andere Partei, ungültig gewählt, nicht wahlberechtigt
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Vorurteilsgebundenes Milieu mit relativer Akzeptanz des  
politischen Systems

Ressentimentgeladenes Milieu

Zum Ressentimentgeladenen Milieu gehörten im Jahr 2006 21,5% 
(N = 1.030) und 2016 14,1% (N = 334) der Bevölkerung. 2006 war es so-
mit noch das zweitgrößte Milieu nach dem Modernen Milieu. Frauen sind 
damals wie heute in diesem Milieu etwas häufiger anzutreffen als Männer. 
Dieses politische Milieu stellte 2006 mit 22,3% die zweitgrößte Gruppe 
an Ostdeutschen nach dem Ethnozentrischen Milieu, 2016 waren es noch 
immer 21%.

In diesem Milieu besteht eine ausländerfeindliche Atmosphäre. Der An-
teil der manifest ausländerfeindlich Eingestellten liegt zwar 2016 nur bei 
5,1% und ist damit gegenüber 2006 zurückgegangen, aber das Klima ist 
durch die Ablehnung von Migranten/innen gekennzeichnet. Darauf  weist 
der verhältnismäßig hohe Mittelwert in der Dimension »Ausländerfeind-
lichkeit« hin. Der Chauvinismus erreicht ebenfalls einen relativ hohen 
Wert: 2016 zeigt sich jede/jeder Zehnte manifest chauvinistisch eingestellt 
(2006: 6,7%). Insgesamt ist dieses Milieu rechtsextremer geworden; wegen 
der Betonung der nationalen Binnengruppe und der Abwertung der Mi-
granten/innen ist es als potenziell Ethnozentrisches Milieu zu bewerten.

Tabelle 12: Zustimmung zu den Dimensionen des Rechtsextremismus (Mittelwert)

2006 2016

Befürwortung einer  
rechtsautoritären Diktatur

4,9 8,2

Chauvinismus 8,2 9,3

Ausländerfeindlichkeit 9,6 9,2

Antisemitismus 4,9 8,0

Sozialdarwinismus 4,5 8,7

NS-Verharmlosung 4,2 7,5

Ablehnung M = 3–6; zustimmend M ≥ 7; hohe Zustimmung M ≥12; maximale Zustimmung M = 15
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Die Abwertung von Migranten/innen richtet sich vor allem gegen Musli-
me – nahezu die Hälfte des Milieus richtet die Ressentiments auf  Angehö-
rige dieser Religionsgemeinschaft. Die Vorurteile gegenüber Asylsuchen-
den sind dagegen relativ schwach, und immerhin zwei Drittel glauben, 
dass diese wirklich verfolgt werden. Im Vergleich zum Durchschnitt fällt 
auch die Abwertung von Sinti und Roma etwas niedriger aus.

Für 2006 fiel die geringe Gewaltakzeptanz und geringe eigene Gewalt-
bereitschaft bei der Durchsetzung von Interessen auf. Neben dem Mo-
dernen war es das Milieu der Ressentimentgeladenen, in dem Gewalt die 
niedrigsten Zustimmungswerte erhielt. Das hat sich 2016 verändert: Nun 
wird Gewalt durch andere von der Hälfte der Ressentimentgeladenen ak-
zeptiert. Auffällig ist das ausgeprägt autoritäre Klima, sowohl in Bezug auf  
die autoritäre Aggression als auch auf  die Bereitschaft zur Unterwerfung 
unter Autoritäten: 64,2% befürworten Aggression gegen Abweichung, 
41,7% sind zur Unterwerfung unter Autoritäten bereit. Fast die Hälfte der 
Befragten betont als eigenen Maßstab des Verhaltens die Konvention und 
nur ein Drittel steht der Verschwörungsmentalität fern. Ein Viertel unter-
stützt die Ziele von Pegida oder ähnlichen Bewegungen, 15% würden mit 
Blick auf  die Medien von »Lügenpresse« sprechen. 

Dabei ist die politische Deprivation von 2006 bis 2016 zurückgegan-
gen. Stellten vor zehn Jahren noch drei Viertel der Befragten in diesem 
Milieu die Sinnhaftigkeit politischer Partizipation infrage, sind es aktuell 
mit zwei Dritteln deutlich weniger. Auffallend ist aber, dass die Legitima-
tion des politischen Systems im selben Zeitraum deutlich nachgelassen 
hat, was insbesondere die Parteien, den Bundestag und die Bundesre-
gierung betrifft. Polizei und Bundesverfassungsgericht wird die höchste 
Glaubwürdigkeit zugesprochen. 2006 konnten die beiden großen Parteien 
CDU/CSU und SPD noch zwei Drittel der Wähler/innen aus dem Res-
sentimentgeladenen Milieu an sich binden. Trotz des ausländerfeindlichen 
Klimas fanden ausdrücklich ausländerfeindlich agierende Parteien damals 
keine Anhänger unter den Angehörigen. 2016 hat die Attraktivität von 
CDU/CSU und SPD deutlich nachgelassen. 
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Tabelle 13: Parteipräferenz (in %)

2006 2016

CDU/CSU 34,1 19,6

SPD 30,3 18,9

FDP 5,0 2,3

Bündnis 90/Die Grünen 5,3 3,7

Die Linke (PDS/Linkspartei/
WASG)

5,2 5,0

NPD 0,6 0,3

AfD – 7,0

nicht wählen 12,1 21,9

Parteipräferenz unklar – 19,3

Fehlende Werte zu 100%: andere Partei, ungültig gewählt, nicht wahlberechtigt

Die antidemokratisch-autoritären Milieus

Latent antisemitisch-autoritäres Milieu 

Im Latent antisemitisch-autoritären Milieu fanden sich 2006 12,8% 
(N = 615) der Befragten, 2016 vereinigt es 8,3% der Bevölkerung auf  sich 
(N = 200). Das Geschlechterverhältnis ist ausgewogen, und fast alle An-
gehörigen des Milieus haben eine niedrige Bildung. Es ist in Ost- und 
Westdeutschland gleichermaßen anzutreffen.

Dieses Milieu weist eine Besonderheit auf: 2006 und 2016 ist das Klima 
eindeutig ethnozentrisch und antisemitisch (Tab. 14). Das spiegelt sich 
auch in den manifesten Einstellungen wider: Ein hoher Anteil von 45,2% 
ist ausländerfeindlich eingestellt und 12,5% zeigen sich offen antisemi-
tisch. Obwohl die Mittelwerte für 2016 noch weiter angestiegen sind und 
sich die Grundhaltung unter den Angehörigen damit stabil ethnozentrisch 
und antisemitisch zeigt, ist fast keine manifeste Zustimmung zu den Di-
mensionen des Rechtextremismus anzutreffen, mit Ausnahme lediglich 
des Chauvinismus (3,8%) und der Ausländerfeindlichkeit (5,2%). 
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Eine vergleichbare Stimmung findet sich nur im Rebellisch-autoritären 
und im Ethnozentrisch-autoritären Milieu, in denen ethnozentrische und 
antisemitische Einstellungsmuster ähnlich stark verankert sind. Nur im 
Rebellisch-autoritären Milieu gilt der Antisemitismus in ähnlicher Weise 
als akzeptabel. 

Demgegenüber erfahren Muslime von 20,1% der Angehörigen dieses 
Milieus – und damit unterdurchschnittlich wenig – Abwertung. Die meis-
ten sehen nicht, dass Ayslbewerber/innen verfolgt werden, und lehnen 
auch zu 95% eine großzügige Gewährung von Asyl ab. Entsprechend 
hoch ist das Ressentiment gegen Sinti und Roma: 89,4% hätten Probleme, 
wenn sich diese in ihrer Gegend aufhielten, und 85,8% wollen sie aus den 
Innenstädten verbannen. 52,5% werten Homosexuelle massiv ab.

Tabelle 14: Zustimmung zu den Dimensionen des Rechtsextremismus (Mittelwert)

2006 2016

Befürwortung einer  
rechtsautoritären Diktatur

6,9 5,1

Chauvinismus 10,3 11,2

Ausländerfeindlichkeit 11,3 12,2

Antisemitismus 9,7 10,0

Sozialdarwinismus 7,3 6,8

NS-Verharmlosung 6,4 5,2

Ablehnung M = 3–6; zustimmend M ≥ 7; hohe Zustimmung M ≥12; maximale Zustimmung M = 15

Darüber hinaus fällt die starke autoritäre Orientierung auf. In keinem an-
deren Milieu herrscht ein derart ausgeprägtes Klima autoritärer Aggres-
sion, und auch die Bereitschaft, sich Autoritäten zu unterwerfen, ist sehr 
hoch. Betrachtet man den Umstand, dass die Verschwörungsmentalität nur 
noch im Rebellisch-autoritären Milieu ähnlich stark verbreitet ist, dass hier 
zudem Antisemitismus und massive Abwertung von Sinti und Roma wie 
auch Homosexuellen zusammenkommen, lässt sich von einem ausgeprägt 
antidemokratischen Klima sprechen. Nahezu die Hälfte der Angehörigen 
dieses politischen Milieus unterstützt die Ziele von Organisationen wie 
Pegida und 16,1% würden die Medien als »Lügenpresse« bezeichnen. Un-
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ter den antidemokratischen Milieus ist das Latent antisemitisch-autoritäre 
Milieu aber dasjenige mit der geringsten Gewaltbereitschaft.

Das politische System der Bundesrepublik genießt unter den Angehö-
rigen einen gewissen Grad an Legitimation. Das höchste Vertrauen erhält 
die Polizei, gefolgt von Bundesverfassungsgericht und Justiz, das geringste 
der Bundestag, die Bundesregierung und die politischen Parteien. Auch 
hier findet sich mit der Legitimation von »strafenden« und ordnungsstif-
tenden Instanzen das autoritäre Klima dieses Milieus bestätigt. Wäre am 
nächsten Sonntag Bundestagswahl, könnte die AfD mit großer Affinität 
aus diesem Milieu rechnen: Nach dem Ressentimentgeladenen und dem 
Rebellisch-autoritären Milieu ist unter den Angehörigen des Latent anti-
semitisch-autoritären Milieus der Anteil an potenziellen AfD-Wählern/
innen am größten. Auffallend ist jedoch die noch immer hohe Akzeptanz 
der SPD.

Tabelle 15: Parteipräferenz (in %)

2006 2016

CDU/CSU 36 18,2

SPD 27,7 22,7

FDP 6,0 2,3

Bündnis 90/Die Grünen 5,6 4,6

Die Linke (PDS/Linkspartei/
WASG)

3,3 4,0

NPD 0,5 0,6

AfD – 13,1

nicht wählen 14,4 16,5

Parteipräferenz unklar – 14,5

Fehlende Werte zu 100%: andere Partei, ungültig gewählt, nicht wahlberechtigt
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Ethnozentrisch-autoritäres Milieu

Zum Ethnozentrisch-autoritären Milieu gehörten 2006 12,8% (N = 615) 
und 2016 10,3% (N = 243) der Befragten. Das Geschlechterverhältnis 
ist 2016 ausgewogen, 2006 waren Frauen leicht überrepräsentiert. Das 
Bildungsniveau ist sehr niedrig, weniger als 10% haben die Hochschul
reife erreicht. Der Anteil an Ostdeutschen war 2006 in diesem Milieu am 
höchsten, doch wurde es durch das Rebellisch-autoritäre Milieu abgelöst, 
das 2016 den höchsten Anteil an Ostdeutschen stellt. Das Haushaltsein-
kommen ist im Ethnozentrisch-autoritären Milieu niedriger als im Durch-
schnitt. 

Das Klima ist in diesem Milieu deutlich chauvinistisch und ausländer-
feindlich. In beiden Dimensionen des Rechtextremismus sind die Zu-
stimmungswerte zwischen 2006 und 2016 sogar noch angestiegen. Die 
Abwertung von Migranten/innen und die Betonung der Größe der ei-
genen Nation haben sich gegen den allgemeinen Trend in diesem Milieu 
verfestigt. Der Antisemitismus spielt allerdings keine besondere Rolle – im 
Unterschied zum Latent antisemitisch-autoritären wie auch zum Rebel-
lisch-autoritären Milieu. Entsprechend ist auch eine Zunahme an manifest 
rechtsextrem Eingestellten in den Dimensionen »Ausländerfeindlichkeit« 
und »Chauvinismus« zu verzeichnen. Waren 2006 28,8 der Befragten ma-
nifest chauvinistisch und 45,2% manifest ausländerfeindlich eingestellt, 
sind es 2016 46,9% und 71,2% – die Verschärfung ist unübersehbar. 

In diesem Milieu erfährt die Islamfeindschaft mit 76,5% überdurch-
schnittliche Zustimmung, auch wird Asylbewerbern von 86% abgespro-
chen, tatsächlich verfolgt zu werden. Sinti und Roma werden ebenfalls 
überdurchschnittlich abgewertet (76,2%). 26,2% finden zudem Homose-
xualität unmoralisch.
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Tabelle 16: Zustimmung zu den Dimensionen des Rechtsextremismus (Mittelwert)

2006 2016

Befürwortung einer  
rechtsautoritären Diktatur

9,4 8,8

Chauvinismus 10,5 11,4

Ausländerfeindlichkeit 11,6 12,4

Antisemitismus 6,0 5,7

Sozialdarwinismus 8,3 5,8

NS-Verharmlosung 6,7 6,9

Ablehnung M = 3–6; zustimmend M ≥ 7; hohe Zustimmung M ≥12; maximale Zustimmung M = 15

54,6% der Angehörigen dieses Milieus können sich mit den Zielen von 
Gruppierungen wie Pegida identifizieren, 28,2% würden von »Lügenpres-
se« sprechen, wenn sie an die Medien denken – zwei signifikant über-
durchschnittlich hohe Werte. Auch herrscht in diesem Milieu eine starke 
autoritäre Orientierung vor: 83,1% fordern autoritäre Aggression gegen 
Abweichung, die Konvention ist für 49,8% eine starke bindende Verhal-
tensnorm, wohingegen die autoritäre Unterwürfigkeit stark rückläufig ist 
(2006: 47,9%; 2016: 27,3%). Mit 68,6% teilen die meisten Menschen in 
diesem Milieu eine autoritäre Verschwörungsmentalität.

Mit 21,1% (2006) und 15,6% (2016) ist die sexistische Einstellung 
überrepräsentiert. Gewalt hat als Mittel der Interessensdurchsetzung seit 
2006 stark an Akzeptanz in diesem Milieu gewonnen. Hatten 2006 nur 
wenige Bereitschaft bekundet, selbst Gewalt anzuwenden, finden sich 
2016 35,8% Gewaltbereite in dieser Gruppe. Gewalt von anderen, etwa 
gegen Fremde, wurde 2016 von 55,6% akzeptiert oder gewünscht. Nur 
31,9 % waren mit der Demokratie unzufrieden, wie sie in der Verfassung 
definiert ist, 58% mit der Praxis der deutschen Demokratie. In diesem Mi-
lieu besteht noch eine höhere Legitimation des politischen Systems als im 
Rebellisch-autoritären Milieu. Polizei und Bundesverfassungsgericht wird, 
gefolgt von der Justiz, das höchste Vertrauen entgegengebracht, den Par-
teien wiederum am wenigsten.

Auch in diesem Milieu lag die Parteipräferenz 2006 noch bei CDU/
CSU und SPD und ist nun massiv erodiert. CDU/CSU haben fast 20% 
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ihrer Wähler/innen aus diesem politischen Milieu verloren, wohingegen 
die AfD hier einen hohen Stimmenanteil erwarten kann. 

Tabelle 17: Parteipräferenz (in %)

2006 2016

CDU/CSU 32,2 12,3

SPD 25,4 18,3

FDP 3,9 1,8

Bündnis 90/Die Grünen 2,4 2,8

Die Linke (PDS/Linkspartei/
WASG)

8,1 0,9

NPD 0,3 2,3

AfD – 20,1

Nicht wählen 23,1 20,1

Parteipräferenz unklar – 20,1

Fehlende Werte zu 100%: andere Partei, ungültig gewählt, nicht wahlberechtigt

Rebellisch-autoritäres Milieu 

Das Rebellisch-autoritäre ist das kleinste Milieu. 2006 gehörten ihm 11,4% 
der Befragten (N = 547) an, 2016 7,3% (N = 173). Das Alter ist in die-
ser Gruppe höher als im Durchschnitt, Männer sind mit 55,8% (2006) 
bzw. 55,5% (2016) deutlich überrepräsentiert. Der Bildungsgrad ist der 
niedrigste im Vergleich zu allen anderen Milieus. Waren 2006 noch relativ 
wenige Ostdeutsche (15,7%) darunter, ist ihr Anteil 2016 größer als in 
anderen Milieus (29,5%). 

In diesem Milieu herrscht ein ausgeprägtes rechtsextremes Klima vor, 
viele haben zudem sowohl 2006 als auch 2016 ein geschlossenes rechts-
extremes Weltbild. In allen Dimensionen fanden Aussagen mit rechtextre-
mem Inhalt schon 2006 hohe Zustimmung. Die meisten in diesem Milieu 
konnten chauvinistische, ausländerfeindliche und antisemitische Aussagen 
teilen, drei Viertel waren chauvinistisch und ausländerfeindlich, mehr als 
die Hälfte antisemitisch eingestellt. 
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Während in den anderen Milieus der Sozialdarwinismus und die Ver-
harmlosung des Nationalsozialismus in der politischen Einstellung schon 
2006 keine zentrale Rolle mehr spielte, fanden und finden hier entspre-
chende Aussagen die Zustimmung der Befragten. Entsprechend haben 
2016 68,2% der Befragten in diesem Milieu ein geschlossenes rechtsext-
remes Weltbild, am stärksten verbreitet ist mit der Ausländerfeindlichkeit 
(76,9%) und dem Chauvinismus (73,4%) das ethnozentrische Denken. 
84,9% fühlen sich durch Muslime fremd im eigenen Land und 91,4% wol-
len Muslimen die Zuwanderung generell verbieten. Nur 19,3% wünschen 
die großzügige Behandlung der Asylanträge und 59,8% glauben nicht, 
dass Asylbewerber in ihren Heimatländern tatsächlich verfolgt werden. 
Sinti und Roma werden massiv abgewertet: 88,8% wollen keine Sinti und 
Roma in ihrer Gegend, 86,6% wollen sie aus den Innenstädten vertreiben. 
Die Emanzipation von Homosexuellen wird von der Hälfte abgelehnt, 
69,9% finden es ekelhaft, wenn sich Schwule oder Lesben in der Öffent-
lichkeit küssen.

Tabelle 18: Zustimmung zu den Dimensionen des Rechtsextremismus (Mittelwert)

2006 2016

Befürwortung einer  
rechtsautoritären Diktatur

10,7 11,2

Chauvinismus 12,6 12,7

Ausländerfeindlichkeit 12,7 13,1

Antisemitismus 11,5 10,6

Sozialdarwinismus 10,3 10,4

NS-Verharmlosung 10,5 9,6

Ablehnung M = 3–6; zustimmend M ≥ 7; hohe Zustimmung M ≥12; maximale Zustimmung M = 15

Das Klima in diesem Milieu ist auch 2016 extrem rebellisch-autoritär. 
72,3% identifizieren sich mit den Zielen von Organisationen wie Pegi-
da, 41,8% würden mit Blick auf  die Medien von »Lügenpresse« sprechen. 
Diese Gruppe war schon 2006 durch eine ausgeprägt autoritäre Haltung 
aufgefallen, die sich durch hohe Aggressionsbereitschaft gegenüber Ab-
weichung (M = 5,5) und eine entsprechende Bereitschaft, sich selbst Au-
toritäten und Führern zu unterwerfen (M = 4,4), auszeichnete. Die auto-
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ritäre Aggression war mit 77,5% und die autoritäre Unterwürfigkeit mit 
63,7% außergewöhnlich hoch. Der Anteil der autoritär Aggressiven ist 
2016 auf  85,9% angestiegen, der der Unterwürfigen allerdings auf  48,3% 
gesunken. Somit scheint ein Wandel in der autoritären Orientierung statt-
gefunden zu haben. Die Angehörigen dieses Milieus entsprechen nun eher 
den autoritären konformistischen Rebellen. Die Konventionen werden 
weiterhin von 69,6% betont. 73,1% sehen versteckte Kräfte in der Politik 
am Werk – mit dieser Verschwörungsmentalität wird das Bild des autori-
tären Charakters abgerundet. 

Das Frauenbild ist in diesem Milieu überwiegend sexistisch geprägt, 
indem Geschlechterstereotype von der Frau als Ehefrau, Mutter und Un-
terstützerin des Mannes als Norm begriffen werden (M = 2,7). Das spie-
gelte sich auch im hohen Anteil derjenigen wider, die allen sexistischen 
Aussagen zustimmten (2006: 38,5%; 2016: 15,6%).

Die Islamfeindlichkeit ist ebenfalls stark ausgeprägt. So wollen 91,4% 
der Angehörigen des Milieus Moslimen die Zuwanderung nach Deutsch-
land untersagen; 90,2% gehen davon aus, dass Asylsuchende nicht wirk-
lich verfolgt werden. Die Abwertung von Sinti und Roma ist fast genauso 
ausgeprägt, 88,8% wollen keine Sinti und Roma in ihrer Gegend, 86,6% 
wollen sie aus den Innenstädten entfernen und 88,4% glauben, sie würden 
zur Kriminalität neigen. Die Abwertung von Homosexuellen findet eben-
falls sehr hohe Zustimmung, 60,5% halten Homosexualität für unmora-
lisch, 69% finden sich küssende Homosexuelle ekelhaft und 50% wollen 
die Ehe für Homosexuelle nicht gestatten.

Die politische Deprivation stieg in diesem Milieu zwischen 2006 und 
2016 von 73% auf  78,8% an. Gleichzeitig sank die soziale Integration, 
sodass nun fast einem Viertel die Einbindung in ein soziales Umfeld fehlt. 
Die Angehörigen des Rebellisch-autoritären Milieus fallen darüber hinaus 
durch hohe Affinität zur Gewalt auf. Ihre Bereitschaft, selbst Gewalt in 
politischen Auseinandersetzungen anzuwenden, war 2006 im Vergleich 
zu den anderen Gruppen am deutlichsten ausgeprägt, mehr noch wurde 
Gewalt durch andere begrüßt. Diese Gruppenhaltung hatten sich 2006 
bereits 31% angeeignet, die bereit waren, selbst Gewalt anzuwenden, und 
43,1%, die Gewalt als Mittel zur Durchsetzung von Zielen bei anderen 
akzeptierten. Die Gewaltbereitschaft ist allerdings 2016 stark angestiegen: 
60,7% würden nun selbst Gewalt anwenden, um ihre Interessen durchzu-
setzen, 70,4% befürworten Gewalt durch andere. 
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Den Verfassungsinstitutionen bringt dieses Milieu sehr geringes Ver-
trauen entgegen. Das höchste Vertrauen genoss 2006 die Polizei (56,9%), 
gefolgt von Bundesverfassungsgericht (48,4%) und Justiz (43,1%). Aller-
dings ist die Legitimation des politischen Systems sehr gering. Selbst der 
Polizei vertrauen 2016 nur noch 38,5% der Angehörigen dieses Milieus. 
Vertrauen in die Bundesregierung und die politischen Parteien bekunden 
2016 gerade einmal 15%.

Die Akzeptanz der Demokratie ist gegenüber allen anderen Milieus am 
niedrigsten (Verfassungsnorm: 56,5%; Verfassungsrealität: 37,7%), und 
kein anderes Milieu hat einen so hohen Anteil an ausdrücklichen Befür-
wortern einer Diktatur, der beim Rebellisch-autoritären Milieu bei 31,1% 
liegt. Entsprechend fand auch die Idee der Demokratie in keinem anderen 
Milieu so wenig Zustimmung. Hier lässt sich der Wunsch nach einer star-
ken Autorität und die Rebellion gegen eine schwache Führung erkennen. 
Die Mitglieder dieses Typus entsprechen einem klassischen autoritären 
Charakter, dem rebellischen Typus. Er scheint mit rebellischem Gestus 
Autoritäten infrage zu stellen, verachtet aber vor allem eine Führung, die 
er als schwach wahrnimmt (vgl. Adorno et al., 1950).

2006 fühlten sich die Angehörigen dieses Milieus vor allem von der 
CDU/CSU und der SPD repräsentiert – keine andere Gruppe hatte eine 
so hohe Affinität zu den großen demokratischen Parteien. Allerdings fand 
sich hier auch der größte Anteil an Anhängern rechtsextremer Parteien, 
der aber mit 3,8% im Verhältnis zur politischen Einstellung dieses Mili-
eus sehr gering ausfiel. Auch die Gruppe der Nichtwähler war mit 15,3% 
groß. Die Parteipräferenz hat sich im Untersuchungszeitraum deutlich 
verschoben. Die großen Parteien haben an Akzeptanz verloren: Nur noch 
15,7% würden nun die CDU/CSU wählen, nur noch 12,9% die SPD. Da-
für liegt der Anteil an AfD-Wählern/innen bei 29,6%, 2% würden die 
NPD wählen. Die Gruppe der Nichtwähler ist mit 23,8% im Vergleich zu 
den anderen Milieus überdurchschnittlich hoch. Nur noch 38,7% würden 
sich selbst noch in der politischen Mitte verorten, während sich 34,7% als 
rechts und 6,4% als rechts außen einstufen.
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Tabelle 19: Parteipräferenz (in %)

2006 2016

CDU/CSU 33,6 15,7

SPD 32,6 12,9

FDP 3,8 –

Bündnis 90/Die Grünen 4,1 2,7

Die Linke (PDS/Linkspartei/
WASG)

1,9 4,8

NPD 2,1 2,0

AfD – 29,3

nicht wählen 15,3 23,8

Parteipräferenz unklar – 7,5

Fehlende Werte zu 100%: andere Partei, ungültig gewählt, nicht wahlberechtigt

Resümee

In fast allen Milieus gibt es manifeste und latente Ressentiments gegen-
über Gruppen, die als abweichend oder fremd wahrgenommen werden. 
Auch wenn Ausländerfeindlichkeit vor allem in den antidemokratischen 
Milieus als manifeste Orientierung auftritt, existieren latent ausländer-
feindliche Einstellungen auch in den meisten anderen Milieus. Lediglich 
im Modernen Milieu ist die Atmosphäre weniger von Vorurteilen geprägt. 
Zwar gibt es auch in diesem Milieu Menschen mit manifesten Vorurteilen, 
aber die Gruppennorm ist deutlich demokratisch ausgebildet. 

Die soziale Normverschiebung gegenüber den Migrationsbewegungen 
führt in der Bundesrepublik zur Polarisierung. Die utilitaristischen Argu-
mente für die Einwanderung – die unter den Stichworten »demografischer 
Wandel« und »Facharbeitermangel« firmieren – werden selbst in Milieus 
anerkannt, die traditionell ausländerfeindlich eingestellt waren. Zwar wer-
den die antidemokratischen Milieus dadurch kleiner, in ihnen steigt aber 
die Ausländerfeindlichkeit an. 

Mit dem Ethnozentrismus tritt eine völkische Komponente hervor, die 
die Wahrnehmung von Migranten/innen bestimmt. Ihre Bedeutung ist 
die der Bedrohung des Eigenen, was sich mit den Begriffen »Überfrem-
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dung« und »Fremdheit« in den Fragebögen verbindet. Das Eigene wird 
bekräftigt, das Fremde dagegen abgelehnt. Dabei ist die Haltung gegen-
über Migranten/innen der Kristallisationspunkt, an dem sich demokrati-
sche und antidemokratische Milieus voneinander abgrenzen, wobei auch 
jeweils andere Normen und Werte akzentuiert werden. In der Reaktion 
auf  die aktuelle Migrationsbewegung lässt sich auch ein Aufleben norma-
tiver Wertvorstellungen feststellen, die sich gegen liberale und offene Ge-
sellschaften als Kennzeichen der Moderne richten. Im Grunde sind diese 
»volksorientierten« Bewegungen in diesem Punkt so antimodern, wie sie 
es einem ihrer Hassobjekte – »dem Islam« – unterstellen.

Entsprechend ist die »klassische Ausländerfeindlichkeit« nicht ver-
schwunden. Der ausländerfeindliche Diskurs hat sich allerdings insgesamt 
verändert: Zum einen erfahren bestimmte Gruppen eine besondere Ab-
wertung, zum anderen findet die generalisierte Abwertung von Migran-
ten/innen verstärkt in jenen Milieus statt, in denen auch andere Kompo-
nenten rechtsextremer Einstellung stark ausgeprägt sind.

Die allgemeine gesellschaftliche Normverschiebung in der Wahrneh-
mung von Migranten/innen macht sich in einem Anwachsen des Mo-
dernen und des Konformen Milieus bemerkbar. Im Konformen Milieu 
sind jedoch auch Normen erkennbar, die für Ressentiments empfänglich 
machen. In beiden Milieus ist die Legitimation des gesellschaftlich-politi-
schen Systems der Bundesrepublik zurzeit hoch ausgeprägt. Doch auch 
in ihnen zeigen sich eine Betonung von Konventionen und eine Zunah-
me von autoritären Aggressionen. Diese können interpretiert werden als 
Betonung der jeweiligen Gruppenidale in Zeiten gesellschaftlicher Polari-
sierung. Werden die Gruppennormen als bedroht erlebt – in diesem Fall 
die des demokratischen Miteinanders –, steigt auch in diesen Milieus die 
Bereitschaft zur Sanktionierung von abweichendem Verhalten an.

Die Polarisierung und Radikalisierung in den anderen Milieus wird 
durch den rapiden Vertrauensverlust bezüglich der Institutionen des de-
mokratischen Rechtsstaats offenkundig. Während in den demokratischen 
Milieus das Vertrauen in die Institutionen deutlich gewachsen ist, ist der 
Rückgang in den antidemokratisch-autoritären Milieus überdeutlich. 
Kaum noch ein Angehöriger dieser Milieus vertraut Bundesregierung, 
Bundestag oder politischen Parteien, selbst der Polizei nicht einmal mehr 
die Hälfte. In diesen Milieus ist demnach ein rapider Legitimationsverlust 
festzustellen.
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erklärt die Zustimmung zu den Zielen  
der Bewegung? 

Alexander Yendell, Oliver Decker & Elmar Brähler

Über die Pegida-Bewegung wurde in den letzten zwei Jahren viel diskutiert. 
Seit ihrem Aufkommen stehen die Fragen im Raum, aus welchen sozialen 
Gruppen sich Pegida zusammensetzt und warum die Anhänger von Pegida 
vor allem in Dresden an den montäglichen Demonstrationen teilnehmen. 
Die Studien, die in diesem Zusammenhang entstanden sind (z.B. Patzelt, 
2015a; Vorländer et al., 2016), wurden von vielen Sozialwissenschaftlern 
kritisiert, da die Stichprobenziehung aufgrund der mangelnden Bereitschaft 
der Pegida-Anhänger, mit Journalisten und Wissenschaftlern zu sprechen, 
erschwert ist. Es ist zu vermuten, dass insbesondere der harte Kern von 
Pegida die Interviews verweigert, sodass die Repräsentativität dieser Stich-
proben und damit die Ergebnisse infrage gestellt werden müssen. Zudem 
mangelt es an multivariaten Analysen, die eine Vielzahl von Einflüssen und 
auch Scheinkorrelationen überprüfen und so ein realistisches Gesamtbild 
der Gründe für die Teilnahme an den Demonstrationen liefern.

In der »Mitte«-Studie 2016 wurden nicht dezidiert die Pegida-Anhänger 
befragt, doch beinhaltete der Fragebogen eine Aussage zur persönlichen 
Befürwortung der Ziele von Pegida (siehe Grafik 19 in Kap. 2), zu der sich 
die Befragten positionieren sollten und die im Folgenden statistisch ausge-
wertet wird. Hierbei stehen sechs Fragen im Vordergrund:
– 	 Wie groß ist innerhalb der deutschen Bevölkerung die Unterstützung 

der Ziele von Pegida?
– 	 Wie stark ist der Zusammenhang zwischen rechtsextremen und islam-

feindlichen Einstellungen und der Befürwortung von Pegida?
– 	 Welche Parteien wählen diejenigen, die den Zielen von Pegida zustim-

men?
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– 	 Wie stark ist der Zusammenhang zwischen soziodemografischen Merk-
malen wie Alter, Geschlecht sowie Bildung und der Zustimmung zu 
Pegida?

– 	 Welche sozialen Faktoren und Einstellungsmuster erklären die Unter-
stützung von Pegida?

– 	 Geht von Pegida-Befürwortern eine Gefahr für die Demokratie und 
das gewaltfreie Miteinander aus? 

Die folgenden Analysen beziehen sich ausschließlich auf  die Befragten 
mit deutscher Staatsangehörigkeit (N = 2.405).

Wie gross ist das Unterstützungspotenzial?

Die Aussage, die den Befragten vorgelegt wurde, lautete: »Ich befürworte 
die Ziele der Patriotischen Europäer gegen die Islamisierung des Abend-
landes (PEGIDA, LEGIDA, …).« Die Befragten konnten sich auf  einer 
Skala von 1 (= überhaupt nicht) bis 5 (= vollkommen) positionieren. Gra-
fik 1 zeigt, dass die Antwortkategorie »überhaupt nicht« mit rund 35% die 
höchste Zustimmungsrate erzielt hat. Das heißt, dass etwas mehr als ein 
Drittel der Bundesdeutschen die Ziele von Pegida ganz eindeutig ablehnt. 
Zählt man diejenigen, die »eher nicht« zustimmen (14,5%) hinzu, lässt 
sich aussagen, dass knapp die Hälfte der Deutschen gar nichts oder eher 
nichts mit den Zielen von Pegida anfangen kann. Die mittlere Kategorie 
wurde von rund 17% gewählt. 13,6% der Befragten befürworten die Ziele 
von Pegida eher, fast 9% vollkommen. Wir haben es also in Deutschland 
mit einer großen Gruppe zu tun, die die Ziele von Pegida überhaupt nicht 
befürwortet, und mit einer kleineren, die diese Ziele vollkommen teilt. 
Knapp die Hälfte der Deutschen (45,3%) positioniert sich zwischen die-
sen beiden Polen. 9,4% der Deutschen sagen aus, dass sie die Ziele von 
Pegida und/oder deren Ablegern nicht kennen.
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Grafik 1: Befürwortung der Pegida-Ziele innerhalb der deutschen Bevölkerung (in %)
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Wie stark ist der Zusammenhang zwischen rechtsextremen  
und islamfeindlichen Einstellungen und der Befürwortung 
von Pegida?

In Grafik 2 sind die Mittelwerte für die fünf  Werte der Befürwortung der 
Ziele von Pegida (1–5) zu den einzelnen Rechtsextremismusdimensionen 
dargestellt. Es wird deutlich, dass es einen eindeutigen Zusammenhang 
zwischen den verschiedenen Dimensionen des Rechtsextremismus und 
der Zustimmung zu den Zielen von Pegida gibt. Je höher die Gesamtwerte 
der Befragten für die Dimensionen Befürwortung einer rechtsautoritären 
Diktatur, Chauvinismus, Ausländerfeindlichkeit, Antisemitismus, Sozial
darwinismus und Verharmlosung des Nationalsozialismus sind, desto 
größer ist das Zustimmungspotenzial bezüglich der Ziele von Pegida. 
Die Unterschiede zwischen den Zustimmungskategorien sind bei allen 
Dimensionen des Rechtsextremismus statistisch signifikant.
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Grafik 2: Pegida-Befürwortung und die manifest rechtsextreme Einstellung  
innerhalb der Dimensionen 
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3 und 15

Darüber hinaus besteht, wie erwartet, auch ein statistisch signifikanter Zu-
sammenhang zwischen Islamfeindschaft und der Befürwortung der Ziele 
von Pegida: Je höher die Zustimmung zu Pegida, desto eher fühlen sich 
die Befragten durch die Muslime »manchmal wie ein Fremder im eigenen 
Land« und desto eher stimmen sie zu, dass Muslimen die Zuwanderung 
nach Deutschland untersagt werden solle (vgl. Grafik 3). 

Welche Parteien wählen diejenigen, die den Zielen von Pegida 
zustimmen?

Aus Tabelle 1 wird ersichtlich, dass die AfD unter denjenigen, die den 
Zielen von Pegida besonders zugeneigt sind, die begehrteste Partei ist 
(Kategorie 4, eher Zustimmung: 18,6%; Kategorie 5, vollkommene Zu-
stimmung: 31,4%). Interessant ist der Anteil der Nichtwähler. Er ist am 
höchsten in Kategorie 4 (21,4%), nimmt aber unter denen, die mit den 
Pegida-Zielen vollkommen übereinstimmen, wieder ab (14,7%). 
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Grafik 3: Pegida-Befürwortung und Islamfeindschaft
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Aussagen: »Muslimen sollte die Zuwanderung nach Deutschland untersagt werden«; »Durch die  
vielen Muslime hier fühle ich mich manchmal wie ein Fremder im eigenen Land«. Anteil derjenigen, 
die den Aussagen eher bzw. voll und ganz zustimmen nach Zustimmung zu Pegida-Zielen, in  
Prozent; Zusammenhangsmaße: Kendall-Tau-b = .389 (p < .001) und .401(p < .001)

Das heißt, dass bei denjenigen, die vollkommen zustimmen, eine deut-
lichere Positionierung hin zur AfD zu verzeichnen ist. SPD und CDU 
erreichen unter den Befürwortern der Ziele (in den Kategorien 4 und 5) 
zwischen 14,1% und 16,2%, sind also bei denen, die eher oder vollkom-
men hinter Pegida stehen, nahezu gleich beliebt. Von denjenigen, die voll-
kommen zustimmen, würden jeweils 16,2% die CDU/CSU oder die SPD 
wählen, 2,6% die FDP, 3,1% die Linke, 1% die Grünen, 1,6% die NPD 
und 0,5% die Piraten. 
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Tabelle 1: Parteienpräferenz nach Zustimmungsgrad zu den Pegida-Zielen
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CDU/CSU 22,9 24,1 19,5 14,5 16,2

SPD 22,9 22,5 19,5 14,1 16,2

FDP 3,0 4,2 0,8 0,7 2,6

Linke 8,5 6,8 3,5 5,2 3,1

Grüne 12,6 7,2 4,9 5,5 1,0

NPD 0,1 0,3 – 2,1 1,6

Piraten 0,5 0,7 0,3 – 0,5

AfD 1,2 3,3 7,9 18,6 31,4

Nichtwähler 11,3 13,0 22,8 21,7 14,7

andere 2,1 1,3 2,2 2,4 –

weiß nicht 14,5 16,0 18,2 14,1 12,6

wähle ungültig 0,5 0,7 0,5 1,0 –

Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Frage: »Wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, würden Sie dann zur Wahl gehen?«, 
»Und welche Partei würden Sie dann wählen?«; die Prozentabgaben in der Tabelle beziehen sich 
auf alle Befragten, die wahlberechtigt sind und die Frage zu den Pegida-Zielen beantwortet haben 
(N = 1.906).

Wie stark ist der Zusammenhang zwischen soziodemografischen 
Merkmalen und der Zustimmung zu Pegida?

Die Zustimmung zu den Zielen von Pegida ist unter den Befragten mit 
niedrigem Bildungsniveau höher (vgl. Tab. 2). 
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Tabelle 2: Zustimmung zu Pegida nach ausgewählten soziodemografischen  
Merkmalen

 
Merkmale

Mittelwert Zustimmung  
zu Pegida-Zielen

ohne Schulabschluss 2,76

Haupt-/Volksschulabschluss 2,60

Mittlere Reife/Realschulabschluss 2,46

Abschluss POS (10. Klasse) 2,80

FS-Abschluss 2,22

Abitur ohne abgeschlossenes Studium 1,90

abgeschlossenes Studium 1,93

noch Schüler 2,43

weiblich 2,30

männlich 2,52

arbeitslos 2,64

nicht arbeitslos 2,38

Westdeutschland 2,33

Ostdeutschland 2,67

ANOVA in Bezug auf Schulabschluss p <  .001, Arbeitslosigkeit p <  .05, Geschlecht p < .01, Region 
(West-Ost) = p < .001; Stadt/Land sowie Alter nicht signifikant

Am niedrigsten ist die Zustimmung zu den Zielen von Pegida unter de-
nen, die Abitur haben, und denen, die ein Studium abgeschlossen haben. 
Mit niedrigerem Bildungsabschluss steigt die Wahrscheinlichkeit der Zu-
stimmung und ist am höchsten bei denen mit einem Abschluss der Po-
lytechnischen Oberschule. Männer befürworten Pegida durchschnittlich 
etwas häufiger als Frauen, Ostdeutsche etwas häufiger als Westdeutsche. 
Ob Personen in der Stadt oder auf  dem Land wohnen, steht dagegen in 
keinem Zusammenhang mit der Befürwortung der Pegida-Ziele, und auch 
das Alter steht nicht in signifikantem Zusammenhang.
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Welche sozialen Faktoren und Einstellungsmuster erklären 
die Unterstützung von Pegida?

Um die Zustimmung zu den Zielen von Pegida zu erklären, wurde ein 
Strukturgleichungsmodell mit einfacher Kausalstruktur berechnet (vgl. 
Tab. 3). Als zu erklärender Indikator wurde die Frage nach der Zustimmung 
zu Pegida gewählt. Die erklärenden bzw. beeinflussenden Indikatoren sind 
ein Rechtsextremismus-Gesamtwert, eine ausgeprägte Islamfeindschaft, 
Vorliegen einer Verschwörungsmentalität und manifester Autoritarismus 
(Indexwerte). Hinzukommen jeweils ein Index für kollektive wirtschaft-
liche, soziale und politische Deprivation sowie für das Geschlecht, Al-
ter, Arbeitslosigkeit, das Bildungsniveau, das Haushaltsnettoeinkommen 
und die Region (West- und Ostdeutschland). Ein solches Pfadmodell mit 
einfacher Kausalstruktur bietet gegenüber einer konventionellen Regres-
sionsanalyse den Vorteil, dass die Wechselwirkungen zwischen den Er-
klärungsindikatoren sowie Messfehler berücksichtigt werden können und 
damit die Wahrscheinlichkeit fehlerhafter Interpretationen verringert wird 
(vgl. Weiber & Mühlhaus, 2010). Deswegen können präzisere Aussagen 
gemacht werden. Ein solches Modell lässt die Unterscheidung zwischen 
direkten und indirekten Faktoren zu, also solchen, die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der abhängigen Variablen (Befürwortung von Pegida) 
stehen, und solchen, die vermittelt über einen oder mehrere andere Fakto-
ren mit der abhängigen Variablen zusammenhängen. 

Zunächst kann festgestellt werden, dass die Modellgüte für das be-
rechnete Modell als sehr hoch einzustufen ist.1 In dem Modell wurden 
zahlreiche signifikante Zusammenhänge zwischen den beeinflussenden 
Indikatoren berücksichtigt. An dieser Stelle sei auf  die bedeutendsten 
Zusammenhänge verwiesen:2 Besonders stark korrelieren Rechtsextremis-

1	 Zwar wird die Nullhypothese, der zufolge die empirischen und modelltheoretischen Ko-
varianzmatrizen gleich sind, für das Pfadmodell angenommen, allerdings ist die Aussage-
kraft des Chi-Quadrat-Tests aufgrund der hohen Anzahl an aufgenommenen Indikatoren 
eingeschränkt. Dementsprechend kann auch die Relation von Chi-Quadrat zu den Frei-
heitsgraden (CMIN/DF) als Prüfgröße unbeachtet bleiben. Der Root-Mean-Square-Error of 
Approximation (RMSEA) weist mit Werten jeweils unter der von Browne und Cudeck (1992, 
S. 239) empfohlenen Grenze von 0.05 (PCLOSE: 1.000) auf eine hohe Güte des Modells hin, 
was für die Datenqualität spricht.

2	 Eine vollständige Übersicht über alle Interdependenzen kann unter der E-Mail-Adresse  
alexander.yendell@uni-leipzig.de angefordert werden.
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mus und Islamfeindschaft miteinander, was nicht überrascht. Darüber hi-
naus korrelieren Rechtsextremismus und wirtschaftliche sowie politische 
Deprivation miteinander. Bildung korreliert mit mehreren Variablen wie 
Haushaltseinkommen, Arbeitslosigkeit, wirtschaftlicher, sozialer und poli-
tischer Deprivation, Rechtsextremismus, Autoritarismus, Verschwörungs-
mentalität und Islamfeindschaft. Autoritarismus steht wie erwartet unter 
anderem mit Rechtsextremismus, Islamfeindschaft, Bildung und Alter in 
Zusammenhang.

Unter Berücksichtigung des gesamten Beziehungsgeflechts aller beein-
flussenden Merkmale lassen sich folgende Aussagen treffen (siehe Tab. 3): 
Die stärkste Einflussgröße ist die Ausprägung der rechtsextremen Ein-
stellung: Je höher die rechtsextreme Einstellung, desto höher ist auch die 
Wahrscheinlichkeit, dass die Ziele von Pegida befürwortet werden. Zweit-
stärkster Einflussfaktor ist die Ausprägung der Islamfeindschaft. Signifi-
kante, aber sehr schwache Einflussgrößen sind die Verschwörungsmen-
talität, die politische Deprivation, die Region (Ostdeutsche befürworten 
Pegida eher als Westdeutsche) und das Geschlecht (Männer sind etwas 
häufiger Pegida-Befürworter als Frauen). Alle anderen in das Modell auf-
genommenen Indikatoren stellen keine signifikanten direkten Einflussgrö-
ßen dar. Das heißt, dass kollektive wirtschaftliche und soziale Deprivation, 
Alter, Bildungsniveau, Haushaltseinkommen, städtischer bzw. ländlicher 
Wohnort und Autoritarismus nicht in direktem Zusammenhang mit der 
Befürwortung der Pegida-Ziele stehen. Allerdings hängen sie mit anderen 
Indikatoren zusammen, sodass ein indirekter Einfluss dennoch vorhanden 
sein kann.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Befürwortung der Ziele von 
Pegida im Wesentlichen von zwei Einflussgrößen abhängt: von der rechts-
extremen und der islamfeindlichen Einstellung. Dieses Ergebnis ist in sei-
ner Deutlichkeit schon deshalb interessant, weil den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern der Pegida-Demonstrationen unterschiedliche Motivationen 
zugeschrieben werden. Insbesondere der Politikwissenschaftler Werner 
Patzelt stufte Pegida im Kern als Protestbewegung von Menschen ein, die 
ihren berechtigten Anspruch auf  Mitgestaltung im Staatswesen und ihre 
Ohnmachtsgefühle äußern (Patzelt, 2015b). Pegida ließe sich eben nicht 
auf  das Deutungsschema »Ausländerfeindlichkeit« und »Islamfeindlich-
keit« reduzieren (ebd.). 
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Tabelle 3: Faktoren, die die Befürwortung von Pegida beeinflussen

beeinflussende Indikatoren Pegida-Befürwortung

Rechtsextremismus ,370*

Islamfeindschaft ,235*

Verschwörungsmentalität ,087*

Autoritarismus (Kurzskala) k. d. E.

politische Deprivation ,043**

kollektive wirtschaftliche Deprivation k. d. E.

soziale Deprivation k. d. E.

Haushaltsnettoeinkommen k. d. E.

Alter k. d. E.

Geschlecht -,041**

Bildungsabschluss k. d. E.

Stadt vs. Land k. d. E.

Region (Ost/West) ,042**

Arbeitslosigkeit k. d. E.

Haushaltsnettoeinkommen k. d. E.

R² ,380

E ,620

RMSEA ,017

PCLOSE 1,000

Ostdeutschland 2,67

Daten gewichtet; standardisierter Regressionskoeffizient; Signifikanz: *p < .01; **p < .05; k. d. E.: kein 
direkter Einfluss der entsprechenden unabhängigen Variablen auf die abhängige Variable

Die Bevölkerungsdaten der »Mitte«-Studie 2016 können diese Einschät-
zung nicht bestätigen. Der Effekt der politischen Deprivation im Bezie-
hungsgeflecht der Indikatoren ist gerade noch statistisch signifikant und 
sehr schwach, während sich die Pegida-Befürwortung klar mit den beiden 
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antidemokratischen Items Islamfeindschaft und Rechtsextremismus er-
klären lässt, unter die auch die Ausländerfeindlichkeit subsumiert werden 
kann. 

Fraglich ist, ob eine Umfrage unter den Demonstrierenden zu anderen 
Ergebnissen käme. Denkbar wäre, dass die Ziele von Pegida oder ihren 
Ablegern den Anhängern eher bekannt sind als dem Durchschnitt der 
deutschen Bevölkerung. Allerdings lässt sich aus dieser Gruppe wegen 
ihrer mangelnden Auskunftsbereitschaft keine repräsentative Stichprobe 
ziehen. Das bedeutende Ergebnis der hier vorgelegten Analyse ist jeden-
falls, dass die Zustimmung zu den Pegida-Zielen in Deutschland im We-
sentlichen auf  Islamfeindschaft und Rechtsextremismus zurückzuführen 
ist und andere Faktoren entweder kaum oder keinen direkten Einfluss auf  
die Pegida-Befürwortung haben.

Geht von Pegida-Befürwortern eine Gefahr für die  
Demokratie und das gewaltfreie Miteinander aus? 

Pegida setzt sich für Volksentscheide ein – also für mehr plebiszitäre de-
mokratische Elemente in der Politik – und bezeichnet sich selbst (mit 
Ausnahme einiger Ableger) als friedlich. Daher erscheint es aufschluss-
reich, (a) die Einstellung zur Demokratie und (b) die Gewaltbereitschaft 
der Befürworter zu analysieren. (a) Drei Fragen aus der »Mitte«-Studie 
2016 sind in diesem Zusammenhang besonders interessant: Die Frage, ob 
man generell die Demokratie als Staatsform besser findet als andere, die 
Frage, ob eine Diktatur möglicherweise besser wäre und ob es besser wäre, 
wenn Deutschland eine einzige Partei hätte, die die Volksgemeinschaft 
verkörpert. 

Die Mehrheit der Befragten bevorzugt die Demokratie als Idee ge-
genüber anderen Staatsformen (siehe Kap. 2), allerdings nimmt der An-
teil derjenigen, die der Aussage zustimmen, unter den Befürwortern der 
Pegida-Ziele ab (vgl. Grafik 4). Je größer die Zustimmung zu den Pegida-
Zielen ist, desto eher wird der Aussage nur teils/teils zugestimmt (im Fra-
gebogen »etwas dafür/etwas dagegen«).
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Grafik 4: Befürwortung der Pegida-Ziele und Zustimmung zur Demokratie als Idee 
(in %) 

87,7 87,3
71,9 66,1 68,1

10,6 12,1
26,8 30,3 28,4

1,7 0,6 1,3 3,6 3,4

überhaupt keine
Zustimmung

eher keine
Zustimmung

teils/teils eher
Zustimmung

vollkommene
Zustimmung

Befürwortung der Demokratie als Idee teils/teils Ablehnung der Demokratie als Idee

Frage: »In der folgenden Frage geht es nicht um tatsächlich bestehende Demokratien, sondern  
um die Idee der Demokratie. Was würden Sie, im Vergleich zu anderen Staats-Ideen, zu der Idee der  
Demokratie sagen? Nehmen Sie dazu bitte die folgende Skala.« Anteil derjenigen, die sehr bzw. 
ziemlich dafür sind (befürwortend), etwas dafür bzw. etwas dagegen (teil/teils) und die ziemlich 
bzw. sehr dagegen sind (ablehnend), in Prozent; Zusammenhangsmaße: Kendall-Tau-b = .191 
(p < .001)

Der Aussage, dass die Diktatur im nationalen Interesse unter bestimmten 
Umständen die bessere Staatsform wäre, stimmt auch die Mehrheit der 
Pegida-Befürworter nicht zu (vgl. Grafik 5). Allerdings steigt hier wieder – 
ähnlich wie bei der vorhergehenden Frage – mit dem Level an Befürwor-
tung der Anteil derjenigen, die der Aussage in Teilen, eher oder vollkom-
men zustimmen.

Interessant ist es auch, die Aussage genauer zu untersuchen, Deutschland 
brauche eine einzige starke Partei, die die »Volksgemeinschaft« verkörpert 
(vgl. Grafik 6). Obwohl die Pegida-Befürworter mehrheitlich hinter der 
Idee der Demokratie stehen, sprechen sich viele dafür aus, dass Deutsch-
land eine einzige Partei braucht. Unter denjenigen, die Pegida vollkommen 
befürworten, liegt der Anteil sogar bei knapp über 50%. 
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Grafik 5: Zustimmung zu den Pegida-Zielen und Diktaturbefürwortung (in %)

87 81,4
70,3 62,7 59

9,4 13,9
23,8
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3,6 4,7 6
10,5 14,1

überhaupt keine
Zustimmung

eher keine
Zustimmung

teils/teils eher
Zustimmung

vollkommene
Zustimmung

Ablehnung einer Diktatur teils/teils Zustimmung zu einer Diktatur

Aussage: »Im nationalen Interesse ist unter bestimmten Umständen eine Diktatur die bessere 
Staatsform«; Anteil derjenigen, die völlig bzw. überwiegend die Aussage ablehnen (ablehnend), 
die teils zustimmen/teils nicht zustimmen (teils/teils) und die überwiegend bzw. voll zustimmen 
(zustimmend), in Prozent; Zusammenhangsmaße: Kendall-Tau-b = .221 (p < .001)

Grafik 6: Zustimmung zu den Pegida-Zielen und Wunsch nach einer einzigen  
starken Partei (in %)

75,7
63,8
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31,1 29,8

15,6
22,3
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33

19

8,8 13,9 28 35,9
51,2
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Zustimmung

eher keine
Zustimmung

teils/teils eher
Zustimmung

vollkommene
Zustimmung

Ablehnung einer einzigen starken Partei teils/teils Wunsch nach einziger starker Partei

Aussage: »Was Deutschland jetzt braucht, ist eine einzige starke Partei, die die Volksgemeinschaft 
insgesamt verkörpert«; Anteil derjenigen, die völlig bzw. überwiegend die Aussage ablehnen 
(ablehnend), die teils zustimmen/teils nicht zustimmen (teils/teils) und die überwiegend bzw. voll 
zustimmen (zustimmend), in Prozent; Zusammenhangsmaße: Kendall-Tau-b = .353 (p < .001)
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Was die Gewaltbereitschaft (b) betrifft, ergibt sich ein eindeutiges Bild: Je 
stärker Pegida befürwortet wird, desto ist stärker auch die Zustimmung 
zur Anwendung von Gewalt. Je stärker man also die Ziele von Pegida 
befürwortet, desto eher ist man bereit, körperliche Gewalt gegen Fremde 
einzusetzen, desto eher findet man es gut, dass es Menschen gibt, die kör-
perliche Gewalt anwenden, um für Ordnung zu sorgen, desto eher schätzt 
man Gewalt als normales menschliches Verhalten ein, desto eher ist man 
bereit, körperliche Gewalt anzuwenden, um eigene Interessen durchzuset-
zen, desto eher ist man der Meinung, dass man nur mit Gewalt beachtet 
wird und desto eher findet man es gut, dass es Menschen gibt, die ihre 
Fäuste sprechen lassen, »wenn’s anders nicht mehr weitergeht«. Tabelle 4 
zeigt den linearen Anstieg der Gewaltbereitschaft unter den Pegida-Befür-
wortern. 

Tabelle 4: Zustimmung zu Pegida-Zielen und Zustimmung zu Gewalt (in %)

üb
er

ha
up

t k
ei

ne
  

Zu
st

im
m

un
g

eh
er

 k
ei

ne
  

Zu
st

im
m

un
g

te
ils

/t
ei

ls

eh
er

 
Zu

st
im

m
un

g

vo
llk

om
m

en
e 

Zu
st

im
m

un
g

Ich bin bereit, mich mit körperlicher Gewalt 
gegen Fremde durchzusetzen. 12,7 14,5 25,3 28,8 38,2

Ich würde selbst nie körperliche Gewalt 
anwenden. Aber ich finde es gut, wenn es 
Leute gibt, die auf diese Weise für Ordnung 
sorgen.

15,7 24,3 33,9 43,3 44,2

Körperliche Gewalt gegen andere gehört 
ganz normal zum menschlichen Verhalten, 
um sich durchzusetzen.

8,5 7,8 17,7 27,7 29,6

Ich bin in bestimmten Situationen  
durchaus bereit, auch körperliche  
Gewalt anzuwenden, um meine  
Interessen durchzusetzen.

13,0 14,8 20,7 32,3 34,3

Man muss leider zur Gewalt greifen, weil 
man nur so beachtet wird.

3,8 6,5 9,2 18,1 26,8

Selber würde ich nie Gewalt anwenden. 
Aber es ist schon gut, dass es Leute gibt, 
die mal ihre Fäuste sprechen lassen, wenn’s 
anders nicht mehr weitergeht.

11,0 19,5 27,6 38,5 42,0

Buch _Mitte-Studien_gekürzt_11-10-2016_bb.indd   150 11.10.2016   14:55:18



151

5. Wer unterstützt Pegida?

Die Zustimmungswerte hinsichtlich der verschiedenen Aussagen zu Ge-
walt liegen bei denen, die den Zielen von Pegida eher oder vollkommen 
zustimmen, immer deutlich über den Durchschnittswerten und erreichen 
bis zu 44,2%. 

Fazit

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich etwa ein Drittel der Bevölke-
rung deutlich gegen die Ziele von Pegida und ihren Ablegern ausspricht; 
nur etwa 9% stehen vollkommen hinter diesen Zielen und etwas weni-
ger als die Hälfte positioniert sich zwischen diesen Polen. Der Grad der 
Zustimmung zu den Pegida-Zielen steigt mit dem Level an rechtsextre-
men und islamfeindlichen Einstellungen. Diese beiden Indikatoren sind 
in einem komplexen Erklärungsmodell auch die bedeutendsten Faktoren, 
die die Befürwortung der Pegida-Ziele erklären. Die soziale und kollekti-
ve wirtschaftliche Deprivation haben in diesem Modell keinen direkten 
Einfluss auf  die Befürwortung der Ziele von Pegida. Leichte Effekte sind 
hinsichtlich einer Verschwörungsmentalität und individueller politischer 
Deprivation auszumachen. Die Gewaltbereitschaft (auch gegen Fremde) 
und die Ablehnung von demokratischen Elementen (insbesondere der 
Aushandlung verschiedener Interessen durch mehrere Parteien) stehen in 
engem Zusammenhang mit der Befürwortung der Ziele von Pegida. 

Daraus kann geschlussfolgert werden, dass die Befürwortung von Pe-
gida auf  Grundlage islamfeindlicher und rechtsextremer Einstellungsmus-
ter entsteht, die als demokratiegefährdend eingeschätzt werden müssen. 
Auch die hohe Gewaltbereitschaft unter den Befürwortern der Bewegung 
spricht nicht dafür, dass lediglich politisch Deprivierte ein Mitsprache-
recht fordern – im Gegenteil sind demokratische Aushandlungsprozesse 
und die Befürwortung von Gewalt nicht miteinander vereinbar. Insofern 
sich von den Pegida-Befürwortern auf  die Organisation Rückschlüsse zie-
hen lassen, ist es inkorrekt und verharmlosend, von einer Empörungsbe-
wegung zu sprechen.
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6.	Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
in Deutschland: Eine vulnerable Gruppe 
trifft auf die »Willkommenskultur«

Paul L. Plener & Jörg M. Fegert

Einleitung

Im Jahr 2015 stieg die Zahl der Geflüchteten, die ihren Weg nach Deutsch-
land fanden, stark an. Unter den Flüchtlingen waren zahlreiche junge Er-
wachsene und Jugendliche – Schätzungen zufolge waren 50% der weltweit 
auf  der Flucht lebenden Menschen unter 18 Jahre alt (UNHCR, 2014). 
Laut aktuellen Zahlen des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge wa-
ren im Jahr 2015 31,1% der Asylwerber jünger als 18 Jahre, wobei mit 
26,5% die größte Gruppe der Geflüchteten aus unter 16-Jährigen bestand 
(BAMF, 2016). 2014 waren EU-weit etwa die Hälfte der Asylbewerber 
unter 14 Jahren männlich, in der Gruppe der 14- bis 34-Jährigen dagegen 
etwa drei Viertel (Eurostat, 2016). Unter den minderjährigen Geflüch-
teten bilden die Unbegleiteten Minderjährigen Flüchtlinge (UMF) eine 
besondere Gruppe. UMF können definiert werden als unter 18-Jährige, 
die ohne Begleitung eines für sie verantwortlichen Erwachsenen in ein 
fremdes Land einreisen (Witt et al., 2015; siehe auch BAMF, 2016). Bei ih-
nen ist die männliche Geschlechterwendigkeit besonders stark ausgeprägt: 
86% der UMF waren 2014 männlich, im Vergleich zu 54% bei begleiteten 
minderjährigen Flüchtlingen (Eurostat, 2016). Das bedeutet, dass Famili-
en auf  der Flucht ihre Kinder unabhängig von deren Geschlecht mitneh-
men, dass aber die unbegleitete Flucht eher von männlichen Jugendlichen 
angetreten wird. Im Jahr 2015 wurden 14.439 Asylerstanträge von UMF 
in Deutschland gestellt, davon 28,7% in der Altersgruppe unter 16 Jahren 
und 71,3% in der Altersgruppe 16–18 Jahre, die meisten davon in Bay-
ern, Nordrhein-Westfalen und Hessen. Dabei kamen knapp ein Drittel 
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(32,9%) der UMF aus Afghanistan, gefolgt von Syrien (27,6%), Eritrea 
und dem Irak (je 9,3%). Diese vier Länder sind mit einem Anteil von ins-
gesamt 79,1% die Hauptherkunftsorte der UMF (BAMF, 2016).

Gemäß der UN-Kinderrechtskonvention ist UMF »derselbe Schutz zu 
gewähren wie jedem anderen Kind, das aus irgendeinem Grund dauernd 
oder vorübergehend aus seiner familiären Umgebung herausgelöst ist« 
(UN, 1989;,Artikel 22, Abs. 2). Viele der Geflüchteten haben nicht nur im 
Heimatland traumatisierende Erfahrungen gemacht, sondern waren auch 
im Rahmen ihrer Flucht lebensbedrohlichen oder stark ängstigenden Er-
fahrungen ausgesetzt (Fegert et al., 2015a). Diese potenziell traumatischen 
Ereignisse können sich als Posttraumatische Belastungsstörung oder auch 
in anderen Formen psychopathologischer Auffälligkeiten manifestieren, 
auf  die im Folgenden näher eingegangen werden soll. 

Traumatisierung und psychopathologische Auffälligkeiten

Flüchtende sind vielfältigen Belastungen ausgesetzt. Nach den potenziell 
traumatischen Ereignissen im Heimatland und auf  der Flucht, kann sich 
die Stresssituation im Ankunftsland durch den Asylprozess und die Ak-
kulturation fortsetzen (Fegert et al., 2015a; Pfortmüller et al., 2016). Auch 
bemühen sich viele Geflüchtete, die im Heimatland verbliebene Familie 
finanziell zu unterstützen. Neben all diesen belastenden Faktoren kann 
auch häusliche Gewalt bei Kindern und Jugendlichen mit Fluchterfahrun-
gen eine Rolle spielen. In einer aktuellen Studie von Müller-Bamouh et 
al. (2016) wurden 49 UMF, die in Deutschland leben, befragt; von ihnen 
hatten 45 (91,8%) mindestens zweimal häusliche Gewalt erlebt.

Die Gruppe der UMF stellt sich als besonders vulnerabel dar (Huemer 
et al., 2009). UMF können beispielsweise auf  kein familiäres Umfeld zu-
rückgreifen, von dem sie Unterstützung und Protektion erhalten würden 
(Derluyn & Broekert, 2007). In einem aktuellen, systematischen Review 
wurde für diese Gruppe gezeigt, dass sie zu einem besonders hohen Pro-
zentsatz (in manchen Studien bis zu 97%) von potenziell traumatischen 
Erlebnissen betroffen waren (Witt et al., 2015). UMF zeigen daher eine 
höhere Traumabelastung (trauma load). In einer aktuellen Studie zu min-
derjährigen Flüchtlingen in Deutschland berichteten Jugendliche, die in 
Begleitung geflohen waren, im Durchschnitt von drei, UMF dagegen von 
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sieben traumatischen Ereignissen (Stotz et al., 2015). Zu ähnlichen Ergeb-
nissen – eine größere Häufigkeit potenziell traumatisierender Ereignisse 
bei UMF – kam auch eine niederländische Vergleichsstudie (920 UMF, 
1.294 begleitete Flüchtlinge, 1.059 Jugendliche niederländischer Herkunft). 
UMF fielen in dieser Studie zudem mit einer höheren Anzahl an internali-
sierenden Symptomen auf  und zeigten eine stärker ausgeprägte posttrau-
matische Belastungssymptomatik, während niederländische Jugendliche 
die höchsten Werte an externalisierenden Störungen aufwiesen (Bean et 
al., 2007). 

Betrachtet man die psychopathologischen Auffälligkeiten differenzier-
ter und beschränkt sich dabei auf  die Zahlen, die mit klinischen Inter-
views erhoben wurden, ist bei 41–56% der UMF vom Vorliegen einer 
psychischen Störung auszugehen (Witt et al., 2015), wobei vor allem die 
Posttraumatische Belastungsstörung (PTBS) (bei etwa 20–30%) geschil-
dert wurden. Dabei sind nicht nur Fluchterfahrungen als potenziell trau-
matisierend zu berücksichtigen, sondern auch das Erleben familiärer Ge-
walt (Müller-Barmouh et al., 2016). Für die Symptomschwere der PTBS 
sind bei minderjährigen Flüchtlingen auch posttraumatische Schuld- und 
Schamgefühle maßgeblich, wobei gerade diese von UMF (im Vergleich 
zu begleiteten minderjährigen Flüchtlingen) als besonders ausgeprägt ge-
schildert wurden (Stotz et al., 2015). Daneben wurden bei UMF auch af-
fektive und Angststörungen häufig nachgewiesen (Witt et al., 2015; Vervliet 
et al., 2014). 

Trotz dieser häufig multiplen Belastungen zeigen sich viele UMF 
als frei von behandlungsbedürftiger Psychopathologie und werden als 
resilient gewertet – je nach Studie zwischen 44% und 58% (Witt et al., 
2015). Dies könnte einen Hinweis auf  das Vorhandensein eines »Healthy- 
Migrant-Effects« liefern, demzufolge Migranten »robustere und belastba-
re Menschen« (Kizilhan, 2013, S. 21) sind, da sie zum Erreichen des Gast-
landes zahlreiche Hürden überwinden mussten. 
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Einstellungen zu Geflüchteten

In einer Umfrage des Instituts für Demoskopie Allensbach (Petersen, 
2015) wurden 1.453 in Deutschland lebende Personen ab dem 16. Le-
bensjahr befragt. Dabei wurde – differenziert nach Herkunftsländern – 
die Frage gestellt, ob Deutschland in der Lage sei, noch mehr Flüchtlinge 
aufzunehmen. Dies wurde von 31% der Befragten für Flüchtlinge aus Sy-
rien, dem Irak und aus Afrika bejaht. Danach befragt, wie viele Flücht-
linge aufgenommen werden sollten, wurde eine Differenzierung sichtbar: 
Die Aufnahme einer großen Anzahl an Flüchtlingen aus Syrien oder dem 
Irak befürworteten 31%, aus Afrika dagegen nur 23%. Die Frage, ob man 
eine Bürgerinitiative, die sich für den Bau eines Asylbewerberheims in der 
Wohngemeinde einsetzt, unterstützen würde, beantworteten 31% zustim-
mend (im Jahr zuvor war eine ganz ähnlich formulierte Frage nur von 
24% mit einem Ja beantwortet worden) (Petersen, 2015). In einer weite-
ren Befragung im August 2015 (N = 1.209) wurde die Unterbringung von 
Flüchtlingen in ihrer Region von 54% der Befragten gutgeheißen. Auch 
weiterhin waren 32% der Befragten überzeugt, dass Deutschland in der 
Lage wäre, weitere Flüchtlinge aufzunehmen, und 35% bejahten die Frage, 
ob Deutschland bereit sein sollte, so viele Flüchtlinge wie möglich auf-
zunehmen. Der Vergleich der Umfragen von August und Oktober 2015 
zeigt jedoch eine deutliche Zunahme der Besorgnis, die die Situation bei 
den Befragten auslöste (40% vs. 54%) (Köcher, 2015).

Die hier vorgestellte Studie wollte erstmals differenziert Einstellungen 
zu UMF in der Allgemeinbevölkerung erheben. Neben generellen Einstel-
lungen zur Aufnahme und Bereitschaft zur Abschiebung von UMF, wur-
den auch Fragen zur (beruflichen und schulischen) Integration gestellt.

Methoden

Die Daten wurden im Rahmen einer bevölkerungsrepräsentativen Stich
probe mittels Random-Route-Verfahren vom 20.01.2016 bis zum 16.03.2016 
erhoben. Dafür wurden Haushalte zufällig ausgewählt und durch Studien
mitarbeiterinnen und Studienmitarbeiter aufgesucht, wobei auch die 
Auswahl der an der Studie teilnehmenden Person im Haushalt nach dem 
Zufallsprinzip erfolgte. Eine Studienteilnahme war ab einem Alter von 
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14 Jahren möglich. Vor Ort erfolgte die Aufklärung sowie die Einholung 
einer informierten Einwilligung (informed consent). Erst danach händigten 
die Studienmitarbeiter die Fragebögen aus und führten ein Interview zu 
statistischen Fragen durch. Je nach Wunsch der Befragten verließen die 
Studienmitarbeiter danach entweder die Wohnung oder blieben vor Ort, 
um etwaige Fragen zu beantworten. Die Teilnehmenden mussten den 
Hauptteil der Studie als Fragebogen ausfüllen, worauf  die Interviewer in 
keinem Fall Einfluss nahmen. Im Rahmen der Studie wurden 4.830 Haus-
halte kontaktiert; 2.524 vollständige Datensätze konnten erhoben wer-
den. Die Studie erhielt ein positives Votum der Ethikkommission Leipzig. 
Die gestellten Fragen waren an Befragungen zur Flüchtlingssituation in 
Deutschland des Instituts für Demoskopie Allensbach für die FAZ im Mai 
(Petersen, 2015) und August 2015 (Köcher, 2015) angelehnt.

Ergebnisse

Zunächst wurde die Frage gestellt, ob Deutschland in der Lage sei, mehr 
UMF aufzunehmen (Tab. 1). Zwischen Frauen und Männern gab es kei-
nen Unterschied im Antwortverhalten (χ2 = 5,19; p = .075). Je älter die 
Befragten, desto seltener waren sie der Ansicht, dass mehr UMF aufge-
nommen werden können. Deutlich positiver wurde die Möglichkeit zur 
Aufnahme weiterer UMF durch Befragte mit nicht deutscher Staatsange-
hörigkeit bewertet (χ2 = 21,67; p < .001).

Zudem wurde die Einstellung zur Abschiebung von UMF, auch diffe-
renziert nach Herkunftsregionen, erfragt (Tab. 2). Hier zeigt sich ein inte-
ressantes Muster. Während die Forderung nach Abschiebungen pauschal 
und für UMF aus dem Nahen Osten nur von wenigen befürwortet wurde, 
votierten mehr als die Hälfte der Befragten für Abschiebungen von UMF 
aus den Balkanstaaten oder aus Afrika.
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Tabelle 1: Antworten auf die Frage: »Glauben Sie, dass Deutschland in der Lage 
ist, noch mehr UMF aufzunehmen?« Analyse nach Geschlecht, Altersgruppe und 
Staatsbürgerschaft (N = 2.524)

Ist Deutschland in der Lage,  
noch mehr UMF aufzunehmen?

in der  
Lage 

N        (%)

nicht  
möglich 
N        (%)

unentschieden/ 
keine Angabe 

N        (%)

 

Geschlecht

männlich 	 259 	 (22,8) 	 542 	 (47,8) 	 333 	 (29,4)

weiblich 	 310 	 (22,8) 	 596 	 (43,9) 	 453 	 (33,3)

gesamt 	 569 	 (22,8) 	 1.138 	 (45,6) 	 786 	 (31,5)

 

Alter

bis 24 Jahre 	 73 	 (26,1) 	 117 	 (41,8) 	 90 	 (32,1)

25–34 Jahre 	 98 	 (27,2) 	 158 	 (43,9) 	 104 	 (28,9)

35–44 Jahre 	 91 	 (24,5) 	 159 	 (42,9) 	 121 	 (32,6)

45–54 Jahre 	 115 	 (23,9) 	 229 	 (47,5) 	 138 	 (28,6)

55–64 Jahre 	 95 	 (20,8) 	 224 	 (49,1) 	 137 	 (30,0)

65–74 Jahre 	 58 	 (17,7) 	 155 	 (47,4) 	 114 	 (34,9)

ab 75 Jahre 	 39 	 (18,0) 	 96 	 (44,2) 	 82 	 (37,8)

 

Staatsangehörigkeit

deutsch 	 528 	 (22,1) 	 1.110 	 (46,4) 	 752 	 (31,5)

nicht-deutsch 	 41 	 (39,8) 	 28 	 (27,2) 	 34 	 (33,0)

Tabelle 2: Zustimmung zur Aussage, dass UMF sofort in ihre Heimatländer  
abgeschoben werden sollten (generell und geteilt nach Herkunftsregion) 
(N = 2.499)

UMF generell in 
Heimatländer  
abschieben?

stimme voll 
zu  

N        (%)

stimme etwas 
zu  

N        (%)

bin etwas  
dagegen  
N        (%)

bin stark  
dagegen  
N        (%)

alle UMF 	 327 	 (13,1) 	 636 	 (25,5) 	 919 	 (36,8) 	 617 	 (24,7)

UMF aus Balkanstaaten 	 798 	 (31,9) 	 753 	 (30,1) 	 631 	 (25,3) 	 317 	 (12,7)

UMF aus Afrika 	 528 	 (21,2) 	 719 	 (28,9) 	 782 	 (31,5) 	 456 	 (18,4)

UMF aus Nahem Osten 	 348 	 (14,0) 	 529 	 (21,3) 	 879 	 (35,4) 	 727 	 (29,3)
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Bezogen auf  die Integration wurden zwei Fragen zur schulischen bzw. be-
ruflichen Perspektive und eine Frage zum Wohnort gestellt. Die Aussage, 
dass UMF der gleiche Zugang zu Schule und Ausbildung gewährt werden 
sollte wie Jugendlichen mit deutscher Staatsbürgerschaft, wurde von einer 
breiten Mehrheit (ca. 70%) unterstützt. Auch die Aussage, dass UMF, die 
in Deutschland einen Schulabschluss erlangt oder ein Ausbildung abge-
schlossen haben, in Deutschland bleiben dürfen, fand große Zustimmung 
(ca. 75%) (Grafik 1).

Grafik 1: Antwort auf Fragen zum gleichen Recht auf Bildungszugang und dem 
Recht, nach abgeschlossener Schul- oder Berufsausbildung in Deutschland zu  
bleiben (N = 2.494, Angaben in %)
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Abb. 1: Antwort auf Fragen zum gleichen Recht auf Bildungszugang und dem Recht, 
nach abgeschlossener Schul- oder Berufsausbildung in Deutschland zu bleiben 
(n=2494, Angaben in Prozent) 
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Befragt nach dem Wohnort von UMF, sprachen sich knapp drei Viertel 
der Befragten für eine institutionelle Unterbringung aus (Einrichtungen 
der Jugendhilfe, Flüchtlingsunterkünfte) (Grafik 2).
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Grafik 2: Antworten auf die Frage: »Wo sollen UMF in Deutschland  
hauptsächlich untergebracht werden?« (N = 2.114, Angaben in %)
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Abb. 2: Antworten auf die Frage: „Wo sollen UMF in Deutschland hauptsächlich 
untergebracht werden?“ (n=2114, Angaben in Prozent) 
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Die vorliegende Studie ist die erste ihrer Art, die Einstellungen zu UMF 
in einer repräsentativen Befragung der Allgemeinbevölkerung in Deutsch-
land erhoben hat. Insgesamt zeigte sich, dass nur etwa ein Fünftel der Be-
fragten der Ansicht sind, dass Deutschland weitere UMF aufnehmen kön-
ne, wobei die Zustimmung dazu in jüngeren Bevölkerungsschichten höher 
als in den älteren ist. Die Ergebnisse liegen unter den Werten, die in einer 
repräsentativen Stichprobe der Allgemeinbevölkerung für alle Flüchtlinge 
im Jahr 2015 erhoben wurden (dort: 31% Zustimmung zu der Aussage, 
dass Deutschland in der Lage ist, mehr Flüchtlinge aus dem Nahen Osten 
oder Afrika aufzunehmen) (Petersen, 2015). 

Was die Einstellung zu Abschiebungen betrifft, sprachen sich 39% für 
generelle Abschiebungen von UMF aus. Das ist vergleichbar mit Petersens 
Ergebnis, wonach 49% der in seiner Studie Befragten der Ansicht waren, 
abgelehnte Asylbewerber sollten konsequent abgeschoben werden (Peter-
sen, 2015). Dennoch zeigen sich Unterschiede hinsichtlich der Herkunfts-
region: UMF aus dem Nahen Osten können mit einer positiveren Ein-
stellung rechnen als jene aus den Balkanstaaten. Angesichts der Tatsache, 
dass etwa 70% der UMF derzeit aus Staaten des Nahen Ostens stammen 
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(BAMF, 2016), ist tendenziell von einer geringen Ablehnung zumindest 
der Hauptbetroffenengruppe zu rechnen. Dies deckt sich mit dem Be-
fund von Köchers repräsentativer Studie, wonach 82% der Befragten nur 
Flüchtlinge aus Regionen aufnehmen wollen, in denen Krieg und Verfol-
gung herrschen (Köcher, 2015).

Breite Zustimmung fanden Aussagen, die für UMF dasselbe Recht 
auf  Schulbildung und Berufsausbildung forderten, wie für Kinder mit 
deutscher Staatsbürgerschaft. Fast drei Viertel der Befragten sprachen 
sich dafür aus, dass ein erfolgreicher Abschluss mit einem Bleiberecht 
in Deutschland verbunden sein solle. Dies deckt sich mit Aussagen der 
repräsentativen Befragung von Petersen, wonach 54% der Befragten der 
Aussage zustimmten: »Wer sich integriert und eine Arbeit sucht, darf  
dauerhaft bleiben«. Nur 29% stimmten dagegen der Aussage zu, dass man 
Asylbewerbern von Anfang an eine Arbeitserlaubnis erteilen sollte (Peter-
sen, 2015). Daraus lässt sich schlussfolgern, dass in der beruflichen und 
schulischen Qualifikation ein wichtiger Schlüssel für die Integration von 
UMF liegt, der von einem breiten gesellschaftlichen Konsens getragen 
wird. Vor diesem Hintergrund erscheinen auch die Forderungen sinnvoll, 
die die Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psycho-
somatik und Psychotherapie (DGKJP) in einer Stellungnahme zu UMF 
aufgestellt hat. Sie verlangen, dass minderjährige Geflüchtete auch für die 
Zeit nach dem Erreichen des 18. Lebensjahres eine Perspektive erhalten 
und nicht aus ihren Ausbildungen oder schulischen Laufbahnen gerissen 
werden (vgl. Fegert et al., 2015b).

Zu den Befunden der zunehmenden Angst vor Kontrollverlust (57%), 
dem Erleben der Politik als in der Flüchtlingsfrage ratlos (57%) und der 
Angst, dass mit Flüchtlingen auch Terroristen nach Deutschland kommen 
(62%), die in einer aktuellen Studie beschrieben wurden (Köcher, 2015), 
passt auch, dass viele die aktuelle Entwicklung mit großer Sorge betrach-
ten (54%) und sich für die Einführung von Obergrenzen aussprechen 
(56%) (Köcher, 2015). Hierbei sollte jedoch nicht außer Acht gelassen 
werden, dass es sich bei der Gruppe der UMF um besonders vulnera-
ble Kinder und Jugendliche mit hoher Traumabelastung und fehlenden 
familiären protektiven Faktoren handelt (Witt et al., 2015). Daher ist die 
Verschärfung durch das Asylpaket II als problematisch einzuschätzen. 
Klinisch nicht nachvollziehbar ist, dass etwa eine Posttraumatische Be-
lastungsstörung nun kein Abschiebehindernis mehr darstellen soll (vgl. 
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DGKJP, 2016). Dieser politische Kurs wird zu einer Zuspitzung der Situa-
tion führen, beispielsweise zu einem Anstieg der Notfallversorgungen von 
UMF, die eine bislang nicht kalkulierte Belastung auch für das kinder- und 
jugendpsychiatrische Versorgungssystem darstellen wird.

Es muss also darum gehen, UMF den Zugang zu Ausbildungs- und 
Schulplätzen zu ermöglichen, wobei mitgedacht werden muss, dass neben 
der Anpassung an die neue Kultur und Sprache auch die Verarbeitung der 
traumatischen Erfahrungen geleistet werden muss. Basierend auf  Studien 
über die Wünsche der UMF kann festgehalten werden, dass sie eine hohe 
Motivation zum Schulbesuch und zum Erlernen der Sprache mitbringen 
(Witt et al., 2015). Hier treffen sich also die Hoffnungen der UMF mit 
der gesellschaftlichen Erwartungshaltung einer gelingenden Integration. 
Kinder- und jugendpsychiatrische oder psychotherapeutische Angebote 
können für die Begleitung dieser vulnerablen Gruppe junger Menschen 
eine große Hilfe sein. Aufgrund ihrer vielfach belasteten Vorgeschichte 
bedürfen sie einer besonderen Betreuung, um ihnen die Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben zu ermöglichen.
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